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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Die Stadt Idar-Oberstein plant die Nachver-
dichtung des Siedlungskörpers des Stadt-
teils Weierbach durch die Errichtung von 
fünf Einfamilienhäusern entlang der Straße 
„Mittlerer Pfarracker“, südwestlich angren-
zend zum Friedhof. Die Fläche war ur-
sprünglich für eine gegebenenfalls erforder-
liche Erweiterung des bestehenden Friedho-
fes vorgesehen. Das Plangebiet wird für die-
sen Zweck nicht mehr benötigt.

Die neuen Gebäude sollen als Einzelhäuser 
in einer eingeschossigen und aufgelocker-
ten zweireihigen Bauweise errichtet wer-
den. 

Erschlossen werden die Gebäude direkt 
über die Straße „Mittlerer Pfarracker“ bzw. 
für den rückwärtigen Bereich über eigene 
Grundstückszufahrten von der Straße „Mitt-
lerer Pfarracker“ aus.

Für die geplanten Wohneinheiten werden 
ausreichend Stellplätze nachgewiesen, die 
vollständig als oberirdische Stellplätze in-
nerhalb des Gebietes organisiert werden.

Zur Realisierung eines ansprechenden 
Außenraums sollen die Freiflächen anspre-
chend begrünt und mit hochstämmigen 
Bäumen gepflanzt werden. Der bestehende 
Baumbestand soll, sofern es die Planung zu-
lässt, erhalten werden. 

Die Nutzung dieser Fläche hat den Vorteil, 
dass die vorhandene Infrastruktur genutzt 
werden kann. Damit wird unnötiger Land-
schaftsverbrauch sowie zusätzlicher Er-
schließungsaufwand vermieden und zur 
wirtschaftlicheren Ausnutzung der bereits 
vorhandenen Ver- und Entsorgungssysteme 
beigetragen.

Das gesamte Plangebiet ist im rechtskräfti-
gen Bebauungsplan „Pfarracker“ von 1989 
als öffentliche Grünfläche mit der Zweckbe-
stimmung Friedhof festgesetzt. Das Vorha-
ben ist danach nicht realisierungsfähig. 

Zur Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen für die Zulässigkeit der Pla-
nung bedarf es daher der 1. Teiländerung 
des Bebauungsplanes Nr. We-20 „Pfarr-
acker“.

Die Stadt Idar-Oberstein hat daher nach § 1 
Abs.  3 BauGB und § 2 Abs. 1 BauGB die 
Einleitung des Verfahrens zur Aufstellung 

des Bebauungsplanes „Pfarracker, 1. 
Teiländerung“ beschlossen.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
umfasst eine Fläche von insgesamt 5.600 
m2.

Die 1. Teiländerung des Bebauungsplanes 
„Pfarracker“ ersetzt in ihrem Geltungsbe-
reich den Bebauungsplan „Pfarracker“  
(1989).

Mit der Erstellung der 1. Teiländerung des 
Bebauungsplanes und der Durchführung 
des Verfahrens ist die Kernplan, Gesellschaft 
für Städtebau und Kommunikation mbH, 
Kirchenstraße 12, 66557 Illingen, beauf-
tragt.

Verfahrensart

Das Verfahren wird nach § 13a BauGB 
(Bebauungspläne der Innenentwicklung) 
durchgeführt. Mit dem Gesetz zur Erleichte-
rung von Planungsvorhaben für die 
Innenentwicklung der Städte vom 21. De-
zember 2006, das mit der Novellierung des 
Baugesetzbuches am 1. Januar 2007 in 
Kraft trat, fällt die seit Juli 2004 vorgesehe-
ne förmliche Umweltprüfung bei Bebau-
ungsplänen der Größenordnung bis zu 
20.000 qm weg. Dies trifft für die vorliegen-
de 1. Teiländerung zu, da das Plangebiet le-
diglich eine Fläche von ca. 5.600 m2 in An-
spruch nimmt.

Eine Zulässigkeit von Vorhaben, die einer 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung oder 
nach Landesrecht unterliegen, wird mit der 
1. Teiländerung des Bebauungsplanes nicht 
begründet.

Weitere Voraussetzung der Anwendung des 
§ 13a BauGB ist, dass keine Anhaltspunkte 
für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 
Nr. 7 b BauGB genannten Umweltbelange 
vorliegen. Dies trifft ebenfalls zu.

Auch bestehen keine Anhaltspunkte dafür, 
dass bei der Planung Pflichten zur Vermei-
dung der Begrenzung der Auswirkungen 
von schweren Unfällen nach § 50 BImSchG 
zu beachten sind.

Damit sind die in § 13a BauGB definierten 
Voraussetzungen erfüllt, um den Bebau-
ungsplan im beschleunigten Verfahren ge-
mäß § 13a Abs. 2 BauGB teilzuändern. Es 
sind keine Gründe gegeben, die gegen die 
Anwendung dieses Verfahrens sprechen.

Die Vorschriften des vereinfachten Verfah-
rens nach § 13 BauGB gelten entsprechend.

Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 13 
Abs. 2 und 3 BauGB und § 13a Abs. 2 und 
3 BauGB von einer Umweltprüfung nach 
§ 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht 
nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 
Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umwelt-
bezogener Informationen verfügbar sind, 
der zusammenfassenden Erklärung nach 
§ 10a Abs. 1 BauGB und von der frühzeiti-
gen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 
Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen 
wird.

Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan der Stadt Idar-
Oberstein stellt für das Plangebiet eine öf-
fentliche Grünfläche mit der Zweckbe- 
stimmung Friedhof dar. Die 1. Teiländerung 
des Bebauungsplanes ist somit nicht aus 
dem Flächennutzungsplan gem. § 8 Abs. 2 
BauGB entwickelt. Der Flächennutzungs-
plan ist gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im 
Wege der Berichtigung anzupassen.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet befindet sich inmitten des 
Siedlungskörpers von Weierbach entlang 
der Straße „Mittlerer Pfarracker“ und süd-
westlich angrenzend zum Friedhof.  

Der Geltungsbereich der 1. Teiländerung 
des Bebauungsplanes wird wie folgt be-
grenzt:

•	 im Norden durch den Friedhof des 
Stadtteils Weierbach,

•	 im Westen durch mit Gehölzstrukturen 
versehene Grünflächen,

•	 im Osten durch die Straßenverkehrsflä-
che der Straße „Mittlerer Pfarracker“, 
der Wohnbebauung entlang der Stra-
ßen „Mittlerer Pfarracker“ sowie der 
Wohnbebauung zugeordneten privaten 
Gartenflächen,

•	 im Süden durch unbebaute Freiflächen 
und private Gartenflächen der Wohnbe-
bauung entlang der Straßen „Mittlerer 
Pfarracker.

Die genauen Grenzen des Geltungsberei-
ches sind der Planzeichnung der 1. Teil- 
änderung des Bebauungsplanes zu entneh-
men.

Nutzung des Plangebietes und 
Umgebungsnutzung, Eigen­
tumsverhältnisse

Das Plangebiet stellt sich aktuell als unbe-
baute Grünfläche mit vereinzelten Gehölz-

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Lage im Raum, ohne Maßstab; Quelle: ©GeoBasis-DE / LVermGeoRP (2022); Bearbeitung: Kernplan

Orthofoto mit Geltungsbereich (weiße Balkenlinie); ohne Maßstab; Quelle: ©GeoBasis-DE / LVermGeoRP (2022); Bearbeitung: Kernplan
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strukturen dar. 

Die südliche und östliche Umgebung des 
Plangebietes ist durch Wohnnutzungen mit 
zugehörigen Grün- und Freiflächen (Gärten) 
geprägt. Nördlich grenzt der Friedhof des 
Stadtteils an das Plangebiet an. Im Westen 
schließen mit Gehölzstrukturen versehene 
Grünflächen an. 

Die Fläche des Plangebietes befindet sich 
im Eigentum eines Investors. Der Eigentü-
mer strebt die Realisierung des Planvorha-
bens an.

Topografie des Plangebietes

Das Plangebiet fällt von Südosten nach 
Nordwesten hin um 10 bis 15 m ab 

Die Topografie hat Auswirkungen auf die 
Konzeption der Entwässerung des Plange-
bietes sowie auf die Festsetzungen des Be-
bauungsplanes (insbesondere die Anord-
nung der Baukörper durch Ausweisung der 
Baufenster). Durch das Planvorhaben wird 
es zu geringfügigen Reliefveränderungen 
kommen, da Geländemodellierungen erfor-
derlich sein werden, um eine zweckmäßige 
Bebauung des Plangebietes zu ermögli-
chen.

Verkehrsanbindung

Das Plangebiet liegt unmittelbar an der 
Straße „Mittlerer Pfarracker“. Die geplante 
Wohnbebauung in zweiter Reihe soll über 
neu zu errichtende, von der Straße „Mittle-
rer Pfarracker“ abgehende, Grundstückszu-
fahrten erschlossen werden.

Über die Straße „Mittlerer Pfarracker“ und 
im weiteren Verlauf die Straße „Obere 
Kirchstraße“, Dorfstraße, Weierbacher Stra-
ße ist das Plangebiet an das überörtliche 
Verkehrsnetz (B 41) angebunden.

Die Anbindung an den ÖPNV erfolgt über 
die nördlich des Plangebietes, in einer Ent-
fernung von ca. 600 m, befindliche Bushal-
testelle „Festplatz“. Die Stadtbuslinie 801 
verbindet den Stadtteil Weierbach mit dem 
Bahnhof und Stadtzentrum Idar-Oberstein. 

Ver- und Entsorgung

Die für die geplante Nutzung erforderliche 
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur ist im 
Umfeld des Plangebietes bereits grundsätz-
lich vorhanden (Wasser, Elektrizität etc. ), 
muss jedoch zum Plangebiet entsprechend 
ausgebaut werden. 

Das Plangebiet ist über die vorhandene öf-
fentliche Kanalisation in der Straße „Pfarr-
acker“ zu entwässern. 

Das Schmutzwasser ist in den bestehenden 
Mischwasserkanal der Straße „Pfarracker“ 
einzuleiten.  

Die Oberflächenwässer des Plangebietes 
sind soweit möglich auf dem Grundstück 
zurückzuhalten bzw. über die belebte Bo-
denzone zu versickern (z. B. durch Rückhalt 
in Zisternen mit Überlauf in flache Gelände-
mulden, breitflächige Versickerung, Rigolen 
u. ä.). Als Rückhaltevolumen sind je Grund-
stück  3 m3 vorzuhalten. Zur Reduzierung 
des Oberflächenwasserabflusses sind Zu-
fahrten, Wege und Zugänge mit wasser-
durchlässigen Materialien auszubilden. 

Es ist nur überschüssiges Oberflächenwas-
ser (Notüberlaufwasser) des Plangebietes 
dem öffentlichen Mischwasserkanal zuzu-
führen.

Das genaue Entwässerungskonzept ist mit 
der zuständigen Behörde abzustimmen.
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be­
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan LEP IV, Regionaler Raumordnungsplan Rheinhessen-Nahe (Gesamtfortschreibung 2014 (ge-
nehmigt am 21. Oktober 2015),Teilfortschreibung (genehmigt am 4. Mai 2016)) und 2. Teilfortschreibung (verbindlich 
seit 19. April 2022))

zentralörtliche Funktion, Siedlungsachse verpflichtend kooperierendes Mittelzentrum (Baumholder, Birkenfeld, Idar-Oberstein) mit 
Gemeindefunktion W und G

Vorrang- und Vorbehaltsgebiete, sonstige 
Darstellungen

•	 nicht betroffen

•	 Siedlungsfläche Wohnen

Ziele und Grundsätze gem. 3. Teilfort-
schreibung LEP IV vom 21. Juli 2017

Z 34

•	 Die Ausweisung neuer Wohnbauflächen sowie Gemischter Bauflächen (gemäß 
BauNVO) hat ausschließlich in räumlicher und funktionaler Anbindung an bereits be-
stehende Siedlungseinheiten zu erfolgen. Dabei ist eine ungegliederte, insbesondere 
bandartige Siedlungsentwicklung zu vermeiden: erfüllt

zu Z 31

•	 Vor dem Hintergrund der geforderten Nachhaltigkeit und der demografischen Ent-
wicklung ist eine Begrenzung bzw. Reduzierung des derzeitigen Umfangs der 
Flächeninanspruchnahme erforderlich.

•	 Eine disperse Siedlungsentwicklung ist nicht nachhaltig und auch langfristig nicht fi-
nanzierbar. Die weitere Siedlungsentwicklung ist daher insbesondere vor dem Hinter-
grund des demografischen Wandels an einer langfristig tragfähigen und zu angemes-
senen Kosten betreibbaren sowie ressourcenschonenden Ver- und Entsorgungsstruk-
tur auszurichten. Künftige Planungen sollen Infrastrukturfolgekosten frühzeitig ein-
beziehen und die verantwortlichen kommunalen Akteure sensibilisieren.

zu Z 34

•	 Ziel ist die Vermeidung von Splittersiedlungen sowie ungegliederter bandartiger 
Siedlungsstrukturen sowohl aufgrund von Belangen der Ortsgestaltung und des 
Landschaftsschutzes als auch aufgrund der Vermeidung eines hohen Erschlie
ßungsaufwandes.

Ziele und Grundsätze gem. 2. Teilfort-
schreibung RROP Rheinhessen-Nahe vom 
19. April 2022

Z 14

•	 Der regionale Raumordnungsplan weist Gemeinden mit der besonderen Funktion 
Wohnen aus.

Zu Z 14:

•	 Die Wohnsiedlungsentwicklung orientiert sich grundsätzlich am tatsächlichen Bedarf 
an Wohnbauflächen unter Berücksichtigung spezifischer raumstruktureller Aspekte. 
Maßgeblich spielen hierbei die demographische Entwicklung, die Raumstrukturtypen 
und leistungsfähige ÖPNV Haltepunkte (Knotenpunkt) sowie die gemeindliche Aus-
stattung (besondere Funktion Wohnen) eine Rolle.

Z 15

•	 Gemeinden mit der besonderen Funktion Wohnen sind die zentralen Orte sowie Ge-
meinden, die über eine dauerhaft gesicherte, qualifizierte Anbindung im öffentlichen 
Personennahverkehr (RLP-Takt) verfügen.

G 22a 

•	 Die Flächenneuinanspruchnahme im Außenbereich soll im Sinne des sparsamen und 
schonenden Umgangs mit Grund und Boden insgesamt weiter reduziert werden. 
Daher sollen die Träger der Bauleitplanung ihre bisherige Wohnbaudichte innerhalb 
des 15-jährigen Planungszeitraums nach Inkrafttreten dieses Regionalen Raumord-
nungsplans nach Möglichkeit über die in der Begründung zu Z 20 gemäß Anlage 1 
angegebenen Dichtewerte hinaus erhöhen.
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Kriterium Beschreibung

Als Grundwert sind für Idar-Oberstein 3,3 Wohneinheiten pro 1.000 Einwohner  (28.357 
Einwohner zum 31.12.2017 laut Statistischem Landesamt Rheinland-Pfalz) und Jahr so-
wie einen Dichtewert von 40 Wohneinheiten pro ha festgelegt. 

Dies entspricht einem Wohneinheitenbedarf von 1.283 für die nächsten 15 Jahre und 
einem Wohnbauflächenbedarfswert von 32,0 ha für die nächsten 15 Jahre.

Das Planvorhaben hat keine Auswirkungen auf das landesplanerische Ziel eines landes-
weit und siedlungsstrukturell ausgeglichenen und ressourcenschonenden Wohnbauflä-
chenangebotes.

Das Planvorhaben entspricht somit in vollem Umfang den Zielen und Grundsätzen des 
Regionalen Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe

Landschaftsprogramm •	 Tallandschaft der großen Flüsse im Mittelgebirge (Grundtyp)
•	 Kirner Nahetal
•	 Keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

•	 nicht betroffen

Naturpark •	 nicht betroffen

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutz-, Wasserschutzgebiete, 
Überschwemmungsgebiete, Geschützte 
Landschaftsbestandteile, Nationalparks, 
Biosphärenreservate 

•	 nicht betroffen

Kulturdenkmäler nach § 8 DSchG Rhein-
land-Pfalz

•	 nicht betroffen

Informelle Fachplanungen •	 gem. der Fachdaten des Landschaftsinformationssystems der Naturschutzverwaltung 
RLP (LANIS, Internet-Abruf, 14.11.2022) liegen innerhalb des Geltungsbereiches kei-
ne erfassten Lebensraumtypen gemäß Anh. I FFH-RL und keine nach § 30 BNatSchG 
in V.m. § 15 LNatSchG gesetzlich geschützten Biotope

•	 gem. dem Modul Artnachweise sind in der betreffenden, die Ortslage von Weierbach 
und das östlich angrenzende Offenland umfassenden Rasterzellen (Gitter-ID 
3845508) lediglich Reh und Wildkatze registriert; für letztere kommt der Standort 
aufgrund seiner Siedlungslage weder als Reproduktionsstätte noch als Streifrevier in 
Frage; Wanderkorridore (die bisweilen auch im Siedlungsumfeld angelegt sind) sind 
nicht bekannt; in der unmittelbar westlich angrenzenden Rasterzelle (Gitter-ID 
3805508) sind unter den Arten der Roten Liste/Vorwarnliste und/oder Arten der An-
hänge II/IV der FFH-Richtlinie bzw. Anh. 1/Art. 4(2) der VSR lediglich die FFH-Anh. 
II-Arten Rotmilan und Schwarzstorch sowie Spanische Flagge registriert; der Rotmilan 
erschließt bekanntermaßen auch Freiflächen in Siedlungsrandlage als Nahrungsraum, 
vorliegend darf jedoch aufgrund des Bewuchses und der geringen Flächengröße zu-
mindest eine essentielle Bedeutung der Planungsfläche ausgeschlossen werden; glei-
ches darf für die Waldart Schwarzstorch und Spanische Flagge gelten, für die zumin-
dest Reproduktionsräume im Siedlungsbereich nicht zu erwarten sind; unter den ge-
listeten Vögeln wären aufgrund ihrer Bestandssituation auch Feldlerche, Kolkrabe, 
Kuckuck und Mauersegler planungsrelevant, für die Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
am Standort jedoch ebenfalls mit hoher Sicherheit ausgeschlossen werden können.

•	 die ARTeFAKT-Datenbank für das Messtischblatt 6210 (Kirn Südwest) listet in der 
Summe die meisten planungsrelevanten Arten der Großregion auf, u.a. die folgenden 
Anhang I-Arten der Vogelschutzrichtlinie: Eisvogel, Uhu, Schwarzstorch, Mittel- und 
Schwarzspecht, Kranich, Neuntöter, Rot- und Schwarzmilan, Wespenbussard, Wan-
derfalke, Heidelerche und Haselhuhn; folgende Arten der Anhänge II/IV der FFH-RL 
sind aufgeführt: dunkler Wiesenknopf-Ameisenbläuling, Quendel-Ameisenbläuling, 
Skabiosen-Scheckenfalter, Spanische Flagge, Kammmolch, Kreuz-, Wechsel- und Ge-
burtshelferkröte, Gelbbauchunke, Würfelnatter, Zaun-, Mauerdeidechse, Haselmaus, 
Biber, Luchs und Wildkatze sowie diverse Fledermausarten
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Kriterium Beschreibung

Allgemeiner Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere 
und Pflanzen (§ 39 Abs. 5 Punkt 2 
BNatSchG)

Da von dem Planvorhaben einzelne Gehölze betroffen sind, ist der allgemeine Schutz 
wild lebender Pflanzen und Tiere zu beachten, d.h. um eine Zerstörung besiedelter Fort-
pflanzungsstätten und damit gleichzeitig eine Tötung von Tieren zu verhindern, sind die 
notwendigen Rodungen und Gehölzentfernungen außerhalb der Zeit zwischen 1. März 
und 30. September durchzuführen.

Besonderer Artenschutz (§§ 19 und 44 des BNatSchG)

Störung oder Schädigung besonders ge-
schützter Arten bzw. natürlicher Lebens-
räume nach USchadG,  Verbotstatbestand 
nach § 44 BNatSchG

Zu den artenschutzrechtlich relevanten 
Arten zählen alle gemeinschaftsrechtlich 
geschützten Tier- und Pflanzenarten d. h. 
alle streng geschützten Arten inklusive der 
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle europäi-
schen Vogelarten. 

Biotop-/Habitatausstattung des Geltungsbereiches:

•	 es handelt sich um eine innerörtliche Freifläche zwischen Friedhof und der 
Wohnbebauung am Pfarracker an der Hangkante zur Weierbacher Straße

•	 im Zentralteil des Geltungsbereiches befindet sich eine ca. 0,23 ha große Gehölz-
gruppe aus 3 mittelalten Eichen und mehreren mehrstämmigen z.T. abgestorbenen 
Obstbäumen, die flächig mit Schlehen eingewachsen ist und die von einer Wild-
schweinrotte offenbar als Einstand genutzt wird

•	 am Nordrand zum angrenzenden Friedhof schließt die Planungsfläche mit einer wei-
teren Gehölzreihe aus insgesamt sechs, ebenfalls z.T. eingewachsenen mittelalten 
Stieleichen und Obstbäumen ab, von denen ein jüngerer Kirschbaum abgestorben ist; 
bis auf die äußere innerhalb des Baufensters stehende Steileiche und den (im Zuge 
der Verkehrssicherung voraussichtlich ebenfalls zu entfernenden Kirschbaum) werden 
alle Bäume am nördlichen Rand des Geltungsbereiches zum Erhalt festgesetzt 

•	 lediglich die mittelalten Eichen und zwei der Apfelbäume besitzen aufgrund ihrer 
Stammstärken das Potenzial zur Ausbildung quartiertauglicher Stammhöhlen; einer 
der Apfelbäume am Nordrand der Fläche weist eine Stammhöhle auf, die endosko-
pisch untersucht wurde: Anzeichen einer aktuellen oder früheren Nutzung als Fleder-
mausquartier oder durch höhlenbrütende Vögel wurden nicht registriert, was auch 
damit zusammenhängen mag, dass die Höhle weit nach oben öffnet und als Dendrot-
helme angelegt ist; der Stamm ist nur gering nach oben ausgefault und stellt keine 
geeigneten Hangplätze für Fledermäuse zur Verfügung

•	 der nicht mit Gehölzen bewachsenen Teile der Fläche wurde bis vor wenigen Jahren 
noch gemäht, wird aktuell jedoch nicht mehr genutzt; mittlerweile setzt auch hier 
eine lückige Verbuschung ein; die frühere Grünlandnutzung erfolgte offenbar sehr 
extensiv, vermutlich zur Futtergewinnung von Kleintieren, und resultierte in der Ent-
wicklung von Magergrünland mit entsprechender floristischer Ausstattung; das Kenn-
arteninventar der mageren Flachlandmähwiesen ist auch aktuell noch vorhanden, 
daher ist die Fläche in Teilen als FFH-Lebensraum gem. Anh. 1 der FFH-Richtlinie 
einzustufen; als Kennraten kommen vor: Arrhenatherum elatius, Alopecurus pratensis, 
Centaurea jacea, Daucus carota, Galium album, Helictotrichon pubescens, Heracleum 
sphondylium, Knautia arvensis, Leucanthemum vulgare, Saxifraga granulata, Trisetum 
flavescens, Veronica chamaedrys und Vicia sepium; syntaxonomisch ist der Bestand 
als typische Glatthaferwiese bzw. Rotschwingel-Straußgras-Fazies anzusprechen
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Kriterium Beschreibung

Abb.: Grünlandbrache (o.l.); westlicher Rand der Planungsfläche an der Hangkante mit Blick auf die 
Ortslage von Weierbach mit alter Ablagerungen von Holzschnitt (o.r.); eingewachsener Baumbestand mit 
insg. drei älteren Stieleichen (u.l.) und flächiger Schlehenverbuschung (u.r.)  

•	 die auf der Fläche vorkommenden Magerkeitszeiger Saxifraga granulata, Anthoxant-
hum odoratum, Festuca rubra, Ranunculus bulbosus, Sanguisorba minor, Luzula cam-
pestris, Campanula rotundifolia, Galum verum und Primula veris (randlich) sowie der 
geringe Störzeigeranteil qualifizieren die Fläche in den Erhaltungszustand B

•	 bei weiter zunehmender Verbuschung wäre jedoch anzunehmen, dass der LRT-Status 
in den kommenden Jahre verloren geht

•	 nach Westen besteht ein schmaler Grünverbund in den Außenbereich, der jedoch 
durchgehend von einem Hangwald eingenommen wird; die Fläche ist als Halboffen-
landstandort innerhalb der Ortslage daher sehr isoliert

Bestehende Vorbelastungen

•	 Lage innerhalb der Ortslage mit unmittelbar angrenzender Wohnbebauung und 
Friedhof

•	 wohngebietstypische, im zentralen eingewachsenen Bereich der Fläche jedoch ent-
sprechend reduzierte Stördisposition

Bedeutung als Lebensraum für abwägungs- oder artenschutzrechtlich relevante Tier- und 
Pflanzenarten: 

•	 der Planungsraum ist Teil einer zentralen Grünfläche innerhalb der Ortslage von Wei-
erbach mit weiteren angrenzenden Baulücken und dem angrenzenden Friedhof, die 
an eine vom Außenbereich in den Ortskern ausstreichende bewaldete Hangkante 
anschließt

•	 der Gehölzbestand auf der Fläche ist potenzieller Brutstandort für Gehölzbrüter, hier-
bei waren aufgrund der Größe der Fläche und dem Verbund in den Außenbereich a 
priori auch Arten nicht auszuschließen, die typischerweise nicht nur im dicht besiedel-
ten Umfeld vorkommen und für die aufgrund ihrer relativen Seltenheit oder der Nist-
platztradition in Bezug auf ihre Fortpflanzungsstätten nicht automatisch eine Legal-
ausnahme n. n. § 44 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 vorausgesetzt werden kann (z.B. Grünspecht, 
Sperber, evtl. Waldkauz)

•	 die durchgeführten Untersuchungen erbrachten diesbzgl. jedoch keine Nachweise, als 
Brutvögel unter den Höhlen- oder Halbhöhlenbrütern wurde lediglich Kohl- und Blau-
meise registriert, weitere Arten mit Brutnachweisen oder hinreichenden Brutver-
dachtsindizien sind Elster, Heckenbraunelle, Mönchsgrasmücke und Amsel; als Nah-
rungsgäste wurden registriert: Grünspecht, Haussperling, Gimpel und Zilpzalp

•	 der relativ hohe Totholzanteil ist als weitere Habitatrequisite zu betrachten, wobei 
nur eine Stammhöhle an einem Apfelbaum ausgebildet ist, die nachweislich keine 
Hinweise auf eine aktuelle oder frühere Nutzung als Fledermausquartier oder Nist-
standort aufweist

•	 da baumgebundene Fledermausquartiere ausgeschlossen werden können, ist hier 
lediglich die Bedeutung als Jagdhabitat zu beurteilen; zu erwarten sind hier die typi-
schen Siedlungsarten, die Quartiere an den umliegenden Gebäuden beziehen; des-
weiteren ist aufgrund des Gehölzverbundes eine Jagdraumnutzung auch durch eher 
lichtempfindliche Waldarten zwar möglich, wenngleich aufgrund der geringen Ge-
hölzausdehnung und fehlender (lichtgeschützter) Verbundkorridore unwahrscheinlich 
(z.B. Bechsteinfledermaus)
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Kriterium Beschreibung

•	 auf der nordexponierten Fläche sind die typischen „Reptilienhabitate“ in Form von 
Saumstrukturen, Thermoexpositionsstellen (Stein- oder Gehölzhafen/-lager), lückig 
bewachse, offene Bereiche nur ansatzweise vorhanden; im Vorfeld war am ehesten 
noch mit der Zauneidechse zu rechnen, die auch im Magergrünland, vor allem in 
Brachen verbreitet vorkommt und hier vor allem in den älteren Grasbulten geeignete 
Versteckstrukturen vorfindet; als weitere nutzbare Requisite ist auf der Fläche eine 
alte Ablagerung von Obstbaumschnittholz zu betrachten; im innerörtlichen Bereich 
wird die Art oft auch auf gut durchgrünten Friedhöfen nachgewiesen

•	 im Vorfeld wurde anhand nicht nachprüfbaren Bildmaterials eine Präsenz der Schling-
natter im Umfeld der Planungsfläche konstatiert (Nahaufnahme eines überfahrenen 
Exemplars); auch aufgrund dieser letztlich unbelegten Fundangabe wurden auf der 
Fläche im Verlauf des Jahres 2022 detaillierte Untersuchungen (insgesamt 5 Transekt-
begehungen bei geeigneten Witterungsbedingungen, Auslage von Expositionsplat-
ten) durchgeführt; gerade die Expositionsplatten sind als zuverlässige Methode für 
den Nachweis sowohl der Schlingnatter als auch der Zauneidechse zu betrachten

•	 weder die Begehungen noch die Auslage der Expositionsplatten ergaben Hinweise 
auf eine Präsenz der beiden genannten Arten; unter einer Expositionsplatte wurden 
lediglich bei zwei Kontrollen je zwei Exemplare der Blindschleiche nachgewiesen

•	 die sehr thermophile Mauereidechse kann auf der Fläche zuverlässig ausgeschlossen 
werden, da die typischen Requisiten (Mauern mit Lücken und offenen (Ruderal)-
Standorten) auf der Fläche fehlen, mit ihr ist evtl. im Bereich der z.T. offen verfugten 
Steinmauern im Umfeld der Kirche im Ortskern zu rechnen

Abb.: nach oben offene und wasserfüllte Stammhöhle an einem Apfelbaum ohne Hinweise auf eine aktu-
elle oder frühere Nutzung als Fledermausquartier oder Höhlennistplatz (o.l.); Expositionsplatte am westli-
chen Rand der Planungsfläche neben Gehölzschnittablagerung (o.r.); Nachweis von zwei Blindschleichen 
unter Expositionsplatte (u.l.),. benachbarter und gering strukturierter und durchgrünter Friedhof, der sich 
kaum als Zauneidechsenhabitat eignet 

•	  ein Vorkommen der in den ArteFakt-Daten für das TK-Blatt gelisteten Spanischen 
Flagge ist sehr unwahrscheinlich; Nachweise im Siedlungsbereich gehen i.d.R. auf die 
hochmobilen Falter zurück; Wasserdost und Sommerflieder als zwei der bevorzugten 
Nahrungspflanzen der Falter innerhalb des Siedlungsraumes konnten nicht registriert 
werden

•	 in Bezug auf prüfrelevante Säuger besteht ein zumindest theoretisches Potenzial für 
das Vorkommen der Haselmaus; Optimalhabitate sind gut strukturierte, Gebüsch-rei-
che Waldränder mit einem ausreichenden Nahrungsangebot an Beeren und/oder 
Haselnüssen; innerhalb des Planungsraumes sind derartige Strukturen nur ansatz-
weise vorhanden; zudem weist die Gehölzfläche mit ihrer Lage innerhalb eines aus-
gedehnten Siedlungskomplexes einen hohen Isolationsgrad und aufgrund des ver-
gleichsweise geringen Alters nur eine geringe Habitattradition auf
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Kriterium Beschreibung

•	 für die äußerst störungsempfindliche Wildkatze fällt der Siedlungsbereich sowohl als 
Reproduktionsraum als auch vermutlich als Streifrevier aus

•	 weitere im Sinne des besonderen Artenschutzes n. § 44 BNatSchG planungsrelevante 
Arten sind nicht zu erwarten

Artenschutzrechtliche Beurteilung:

•	 aufgrund des Siedlungsumfeldes ist davon auszugehen, dass die Gehölzfläche in ers-
ter Linie von den eher häufigen und siedlungsholden Arten als Brutraum genutzt 
wird, für die die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang (gem. Nr. 3 des 
§ 44 Abs. 1 BNatSchG) auch nach der Realisierung des Planvorhabens weiterhin er-
füllt ist und die hier formulierte Legalausnahme Anwendung findet; dies konnte durch 
die avifaunistischen Untersuchungen bestätigt werden

•	 in Bezug auf baumgebundene Fledermausquartiere können zumindest kolonietaugli-
che bzw. frostfreie Quartiere aufgrund des geringen Baumalters weitgehend ausge-
schlossen werden; Tagesquartiere von Einzeltieren in den Stammritzen und -spalten 
sind evtl. möglich; hier kann eine Tötung von Individuen bei Einhaltung der Fristen n. 
§ 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG vermieden werden

•	 aufgrund des im Vorfeld vorgebrachten angeblichen Nachweises der Schlingnatter 
wurden entsprechende Untersuchungen (Transektbegehungen, Auslage von Exposi-
tionsplatten) durchgeführt; als Ergebnis der Untersuchungen und der Beurteilung des 
Habitatpotenzials darf ein Vorkommen der im Anh. IV der FFH-RL aufgeführten und 
damit unter den besonderen Artenschutz fallenden und im Naturraum möglichen 
Arten (Schlingnatter, Zaun- und Mauereidechse) auf der Fläche mit sehr hoher Sicher-
heit ausgeschlossen werden; für eine Absenz der Schlingnatter spricht auch, dass die 
Art weder in den betreffenden und umliegenden LANIS-Rasterzellen noch in der AR-
TeFAKT-Datenbank für das Messtischblatt 6210 gelistet sind; die hier aufgeführte 
mediterrane Würfelnatter ist aufgrund ihrer starken Bindung an den Lebensraum 
Wasser am Standort auszuschließen; im Artenfinder ist aus dem Jahr 2017 ein weite-
rer Fundort der Schlingnatter im Bereich des Gewerbegebietes in Nahbollenbach ca. 
2,3 km südwestlich gemeldet

Umwelthaftung

Auswirkungen im Sinne des Umweltscha-
densgesetzes

•	 zum gegenwärtigen Kenntnisstand ist nicht davon auszugehen, dass den Flächen 
innerhalb des Geltungsbereiches eine essentielle Bedeutung als Lebensraum i.S.d. § 
19, Abs. 3 Nr. 1, BNatSchG zugewiesen werden kann, da die entsprechenden Arten n. 
Art. 4 Abs. 2 oder Anh. I der VSR bzw. Anh. II der FFH-RL hier nicht vorkommen

•	 der nicht mit Gehölzen bewachsene Grünlandbrache-Bereich unterliegt zwar der be-
ginnenden Gehölzsukzession, ist jedoch im gegenwärtigen Zustand als FFH-Lebens-
raum 6510 gem. Anh. 1 der FFH-Richtlinie einzustufen; der Erhaltungszustand ist aus 
floristischen Gründen mit B zu qualifizieren; durch die Planung wird eine Fläche von 
ca. 2.300 m² beansprucht; gem. der bei PETERS et al. (2015) skizzierten Vorgehens-
weise ist eine Erheblichkeit des Eingriffes zu unterstellen, da selbst der bei LAMP-
RECHT & TRAUTNER aufgeführte Orientierungswert für den quantitativ-absoluten 
Flächenverlust der Stufe III (1000 m) und damit der höchste Schwellenwert über-
schritten wird

•	 demnach wird durch den Bebauungsplan die Möglichkeit eines Biodiversitätsscha-
dens i.S. von § 19 BNatSchG i.V. mit dem Umwelthaftungsgesetz eröffnet

•	 um eine Freistellung von der Umwelthaftung zu ermöglichen, muss der Flächenverlust 
durch die Entwicklung einer adäquaten Ersatzfläche im Naturraum kompensiert wer-
den
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Kriterium Beschreibung

Maßnahmen/Festsetzungen

Artenschutz- und umwelthaftungsrechtlich 
begründete Maßnahmen

•	 zur Vermeidung der Tötung von in den Gehölzen nistenden Vögeln sind die gesetzli-
chen Rodungsfristen n. § 39, Abs. 5 BNatSchG zwingend einzuhalten

•	 bei Baumaßnahmen ist darauf zu achten, dass die nördlich angrenzende Wiesenbrache 
(LRT-Fläche) außerhalb des Geltungsbereiches nicht mit schwerem Gerät befahren 
wird; Ablagerungen von Baustoffen oder Erdaushub sind zu vermeiden; beanspruchte 
Flächen sind ggfs. nach Abschluss der Baumaßnahme zu rekultivieren

•	 der LRT-Flächenverlust ist durch die Entwicklung einer adäquaten Ersatzfläche im 
Naturraum zu kompensieren; hierfür hat der Vorhabenträger eine Fläche südlich von 
Weierbach erworben (Gemarkung Weierbach, Flur 5, Flurstück 625/5)

•	 das Flurstück befindet sich ca. 800 m südlich der Planungsfläche

Abb.: Übersichtslageplan Ausgleichsfläche (rot umrandet) 

•	 es handelt sich um eine Pferdekoppel, die offenbar nur sporadisch beweidet wurde 
und wenn, dann offenbar mit nur 1-2 Pferden

•	 stark beanspruchte Abschnitte im Eingangsbereich unterscheiden sich von der unter-
weideten Restfläche, randlich wachsen die grenzständigen Schlehenhecken in die 
Fläche ein

•	 am Rand zum Feldweg befindet sich eine Obstbaumreihe aus insgesamt 5, z.T. älte-
ren, Obstbäumen mit stark eingewachsenem Kronengerüst und Schälschäden
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Abb.: Blick von Norden auf die Maßnahmenfläche (o..); einwachsende Schlehenhecke am Rand zum Nach-
bargrundstück (o.r.); Vegetationsaspekt mit dominanten Horsten des Wolligen Hoiggrases, ohne krautige 
Blattreste (u.l.); Schälschäden an einem der Obstbäume (u.r.) 

•	 die Beweidung wurde im vergangenen Jahr aufgegeben, seitdem liegt die Fläche 
brach

•	 soweit bei einer frühjahreszeitliche Taxierung erkennbar, weist die Fläche einen ar-
men Blütenhorizont auf und wird von Obergäsern wie dem Wolligen Honiggras do-
miniert; es waren keine Grundblätter und keine Hochstengel von Kennarten der ma-
geren Flachlandmähwiesen sichtbar, selbst keine der i.d.R. an den Blattresten erkenn-
baren nitrotoleranten Arten wie das Wiesenlabkraut oder der Bärenklau

•	 es darf daher von einer floristisch armen Fazies ausgegangen werden

•	 die ca. 0,25 ha große Fläche soll wieder in Nutzung genommen werden, so dass sich 
auf der Fläche Magergrünland entwickeln kann; Entwicklungsziel ist der FFH-LRT 
6510 in der Ausprägung B

•	 um das Entwicklungsziel zu erreichen, wird die Fläche zukünftig gemäht (1-2-schürig, 
1. Mahdtermin nach dem 15.6., kein Mulchen!)

•	 die aktuell arme floristische Ausstattung sollte initial mit dem angestrebten Zielarten-
spektrum eingesät bzw. geimpft werden; hierbei bestehen zwei Möglichkeiten, ent-
weder die Einsaat von zertifiziertem Regiosaatgut (Ursprungsgebiet 9, Produktions-
raum 6: Oberrheingraben mit Saarpfälzer Bergland gem. VWW-Zertifizierung, magere 
Glatthaferwiesenmischung trocken) oder alternativ die Übertragung von Heumulch 
oder Mahdgut aus geeigneten Spenderflächen

•	 der Mahdgutübertragung ist nach Möglichkeit der Vorzug gegenüber der Einsaat von 
Regiosaatgut zu geben

•	 die Einsaat von Regiosaatgut sollte im April erfolgen, die Übertragung von Mahdgut 
oder Heumulch richtet sich nach dem Mahdtermin der Spenderfläche, wobei das ge-
wonnene Mahdgut/Heumulch direkt (dann vorzugsweise morgens in taufeuchtem 
Zustand) oder max. nach 1-tägigem Antrocknen auf Schwad übertragen werden soll-
te; sofern die entsprechenden Geräte zur Verfügung stehen, sollte das Material mit 
einem Ladewagen mit Kurzschnitteinrichtung aufgenommen, zerkleinert und an-
schließend mit Dosierwalze auf der Empfängerfläche aufgebracht wird, ansonsten 
müsste das Mahdgut übertragen und manuell auf der Zielfläche verteilt werden

•	 vor der Einsaat bzw. dem Auftrag von Heumulch ist die Fläche zu mähen  und an-
schließend streifenweise zu grubbern, zu fräsen und anschließenden einzueggen, um 
die Keimfähigkeit der Samen zu erhöhen

•	 die floristische Entwicklung auf der Maßnahmenfläche

•	 (Entwicklungsziel FFH LRT 6510 im Erhaltungszustand B+) wird nach 3, 5 und 10 
Jahren überprüft und die Ergebnisse der UNB vorgelegt; sollte das Entwicklungsziel 
nicht erreicht werden, sind Korrekturmaßnahmen (Änderung der Bewirtschaftung, 
Ausweichen auf alternative Flächen) vorzunehmen

•	 die Obstbäume sollten einen Kronenschnitt erhalten

•	 mit der Maßnahmen ist der Verlust der 0,23 ha großen FFH-LRT-Fläche vollständig 
ausgeglichen, die Lage der Ausgleichsfläche außerhalb der Ortslage ist aus Kohärenz-
aspekten gegenüber der stark isolierten innerörtlichen Lage der Eingriffsfläche als 
positiv zu bewerten
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Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan Der Flächennutzungsplan der Stadt Idar-Oberstein stellt für das Plangebiet eine öffentli-
che Grünfläche mit der Zweckbestimmung Friedhof dar. Die 1. Teiländerung des Bebau-
ungsplanes ist somit nicht aus dem Flächennutzungsplan gem. § 8 Abs. 2 BauGB entwi-
ckelt. Der Flächennutzungsplan ist gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichti-
gung anzupassen.

Bebauungsplan Nr. We-20 „Pfarracker“ 
(1989)

Relevante Festsetzungen:

•	 öffentliche Grünfläche mit Zweckbestimmung Friedhof

•	 Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern

Angrenzende Festsetzungen:

•	 Allgemeines Wohngebiet (WA)

•	 GRZ: 0,4; GFZ: 0,5; I Vollgeschoss

•	 offene Bauweise; Einzelhäuser

•	 Hauptfirstrichtung
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Das Projekt

Berücksichtigung von  
Standortalternativen

Ziel der vorliegenden Planung ist konkret 
die Nachverdichtung einer innerörtlichen 
Potenzialfläche durch die Ausweisung eines 
Allgemeinen Wohngebietes im Stadtteil 
Weierbach.

Aus folgenden Gründen ist das vorgesehe-
ne Plangebiet für die Wohnnutzung prädes-
tiniert:

•	 Lage innerhalb der Innerortslage 
des Stadtteils Weierbachs: Das 
Plangebiet ist zentral im Stadtteil Weier-
bach gelegen. Es handelt sich um eine 
sinnvolle Nachverdichtung des be-
stehenden Siedlungskörpers.

•	 Vermeidung von Nutzungskonflik-
ten: Für die Entwicklung des Standortes 
eignen sich angesichts der umliegenden 
Nutzungen nur wenige Vorhaben. Die 

geplante Nutzung muss mit der vorhan-
denen Wohnnutzung im Umfeld ver-
träglich sein. Weiterhin stellen das Stör-
gradpotenzial für die umgebende 
Wohnnutzung und die städtebaulich 
gestalterischen Anforderungen Ent-
wicklungshemmnisse dar. 

Dem wird durch die Realisierung eines 
Wohnbaugebietes Rechnung getragen. 
Sonstige Nutzungsalternativen, z. B. 
eine reine gewerbliche Nutzung, sind 
hier aufgrund der umgebenden Wohn-
nutzung nicht verträglich / nicht ge-
wünscht und mit den städtebaulichen 
Zielvorstellungen der Stadt auch nicht 
vereinbar. 

Wohnnutzung ist eine realisierbare, vor 
dem Hintergrund des hohen Bedarfs be-
gründbare Nutzung und konfliktarme 
Alternative. 

•	 Verfügbarkeit der Flächen: Die 
Grundstücke sind kurzfristig verfügbar, 

sodass das Vorhaben zügig realisiert 
werden kann.

•	 Nutzung bereits bestehender Er-
schließungsansätze: Eine gute 
Verkehrsanbindung ist wesentlicher 
Faktor für die Attraktivität eines neuen 
Wohnbaugebietes. Das Plangebiet ver-
fügt über eine gute Anbindung an das 
örtliche und überörtliche Verkehrsnetz  
sowie kurze Entfernung zum Stadtteil-
zentrum. Die Ver- und Entsorgungsinfra-
struktur ist angrenzend zum Plangebiet 
bereits vorhanden (ausreichend Kapazi-
täten).

Städtebauliche Konzeption

Zentrales Ziel des vorliegenden Bebauungs-
planes ist die Schaffung der planungsrecht-
lichen Voraussetzungen zur Realisierung 
eines Wohngebietes.

Städtebaulicher Konzept, Stand: November 2022; Quelle: ©GeoBasis-DE / LVermGeoRP (2022); Bearbeitung: Kernplan
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Das Wohngebiet stellt eine „Abrundung“ 
dar, die zur Kompaktheit des Siedlungs- 
körpers beiträgt. Zudem wird das Wohnge-
biet dazu beitragen, den Bedarf nach 
Wohnbauflächen innerhalb der Stadtteils 
decken zu können.

Die Bebauung soll den bestehenden Cha-
rakter der angrenzenden Wohnbebauung 
aufnehmen und zu einem nachhaltigen und 
familienfreundlichen Gebiet weiterentwi-
ckeln.

Der Maßstab der neuen Bebauung orien-
tiert sich an der umliegenden Bebauung der 
Straße „Mittlerer Pfarracker“ und stellt die 
nahtlose Integration der neuen Baukörper 
in die Umgebung sicher. Räumlich orientiert 
sich die Planung weitestgehend an den an-
grenzenden bestehenden Wohnbauflächen 
in einer offenen, größtenteils ein- bis zwei-
geschossigen Bauweise. Dies gewährleistet 
ein harmonisches Einfügen in den Bestand.

Angedacht ist die Ausweisung von 5 Bau-
stellen mit Einzelhäusern.

Die Grundstücke, Gebäude und Freiflächen 
sind dabei so angeordnet, dass eine opti-
male Belichtung und Besonnung gewähr-
leistet ist. 

Erschlossen werden die Gebäude direkt 
über die Straße „Mittlerer Pfarracker“ bzw. 
für den rückwärtigen Bereich über eigene 
Grundstückszufahrten von der Straße „Mitt-
lerer Pfarracker“ aus.

Der ruhende Verkehr soll innerhalb des neu-
en Wohngebietes organisiert werden. Die 
Stellplätze sind den Gebäuden auf ihren je-
weiligen Grundstücken zugeordnet. Pro 
Wohneinheit sind mindestens 2 Abstell-
möglichkeiten vorzuweisen. 

Insgesamt bildet das vorliegende Konzept 
ein attraktives Wohnquartier, welches sich 
in den vorhandenen Landschaftsraum ein-
fügt und den vorhandenen Siedlungskörper 
sinnvoll abrundet.



Bebauungsplan Nr. We-20 „Pfarracker, 1. Teiländerung“, Stadt Idar-Oberstein 18 www.kernplan.de

Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte
Art der baulichen Nutzung 	

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 4 
BauNVO

Allgemeines Wohngebiet

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 4 BauNVO

Das Plangebiet wird als Allgemeines Wohn-
gebiet festgesetzt. Ein Allgemeines Wohn-
gebiet ist ein Baugebiet, dessen Zweckbe-
stimmung vorwiegend dem Wohnen dient. 
Im Unterschied zum Reinen Wohngebiet 
können jedoch auch ergänzende öffentliche 
und private Einrichtungen, welche die 
Wohnruhe nicht wesentlich stören, zugelas-
sen werden.

Ziel dieses Bebauungsplanes ist es, ein Ge-
biet zu entwickeln, welches vorwiegend 
dem Wohnen dient. Das Wohnen ergänzen-
de und mit dem Wohnen verträgliche Nut-

zungen werden ausnahmsweise zugelas-
sen. Hierzu gehören Betriebe des Beherber-
gungsgewerbes, nicht störende Handwerks-
betriebe, der Versorgung des Gebietes die-
nenden Läden, Schank und Speisewirtschaf-
ten sowie Anlagen für kirchliche, kulturelle, 
soziale, gesundheitliche und sportliche 
Zwecke.

Die Umgebung dient ebenfalls überwie-
gend dem Wohnen und als Standort von 
Nutzungen, die die Wohnruhe nicht wesent-
lich stören. Dem Ziel der Intensivierung der 
Wohnnutzung wird Rechnung getragen. Die 
Festsetzung hat auch nachbarschützenden 
Charakter, sodass bauplanungsrechtlich 
nicht von gegenseitigen Beeinträchtigun-
gen auszugehen und durch den Verord-
nungsgeber die Sicherung gesunder Wohn-
verhältnisse gewahrt ist.

Allerdings sind nicht alle Nutzungen des 
Kataloges des Allgemeinen Wohngebietes 
an diesem Standort realisierungsfähig. 

Gartenbaubetriebe und Tankstellen werden 
ausgeschlossen, da diese aufgrund ihrer 
möglichen Immissionsbelastung nachteilige 
Auswirkungen auf die Wohnnutzung sowie 
auf die Wohnruhe und -qualität haben kön-
nen. Auch dem üblicherweise erhöhten Flä-
chenbedarf und den baulichen Anforderun-
gen dieser Nutzungen kann an diesem 
Standort nicht Rechnung getragen werden. 
Insbesondere Tankstellen haben üblicher-
weise ein erhöhtes Verkehrsaufkommen 
und sind auf eine gute Erreichbarkeit ange-
wiesen. Dies gilt auch für Anlagen für Ver-
waltungen. Gartenbaubaubetriebe und 
Tankstellen sind darüber hinaus aus gestal-
terischen Aspekten nicht in das Wohngebiet 
integrierbar. 

An anderer Stelle im Stadtgebiet sind aus-
reichend Flächen bzw. geeignetere Standor-
te für die ausgeschlossenen Nutzungen vor-
handen.

Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Grundflächenzahl (GRZ)

Die Grundflächenzahl nach § 19 Abs. 1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Grundfläche je Qua-
dratmeter Grundstücksfläche zulässig sind. 
Demnach erfasst die Grundflächenzahl den 
Anteil des Baugrundstücks, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf. Folg-
lich wird hiermit zugleich ein Mindestmaß 
an Freiflächen auf dem Baugrundstück ge-
währleistet (sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden). 

Die Festsetzung einer GRZ von 0,4 ent-
spricht zum einen gemäß § 17 BauNVO den 
Orientierungswerten für die bauliche Nut-
zung in Allgemeinen Wohngebieten und 
wurde zum anderen aus dem rechtskräfti-
gen Bebauungsplan Nr. We-20 „Pfarracker“ 
übernommen.

Der Grad der hierdurch entstehenden 
Grundstücksbebauung ist an die bestehen-Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes, ohne Maßstab; Quelle: Kernplan

Abwasserbeseitigung (gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 57-63 Landeswassergesetz)
• Das Plangebiet ist über die vorhandene öffentliche Kanalisation in der Straße „Pfarracker“ zu entwässern. 
• Das Schmutzwasser ist in den bestehenden Mischwasserkanal der Straße „Pfarracker“ einzuleiten.  
• Die Oberfl ächenwässer des Plangebietes sind soweit möglich auf dem Grundstück zurückzuhalten bzw. über 

die belebte Bodenzone zu versickern (z. B. durch Rückhalt in Zisternen mit Überlauf in fl ache Geländemulden, 
breitfl ächige Versickerung, Rigolen u. ä.). Als Rückhaltevolumen sind je Grundstück 3 m3 vorzuhalten. Zur 
Reduzierung des Oberfl ächenwasserabfl usses sind Zufahrten, Wege und Zugänge mit wasserdurchlässigen 
Materialien auszubilden. 

• Es ist nur überschüssiges Oberfl ächenwasser (Notüberlaufwasser) des Plangebietes dem öffentlichen Misch-
wasserkanal zuzuführen.

• Das genaue Entwässerungskonzept ist mit der zuständigen Behörde abzustimmen.

Örtliche Bauvorschriften (gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 88 LBauO)
• Dachform: Als Dachform sind Satteldächer, fl achgeneigte Satteldächer und Flachdächer zulässig. 
• Dacheindeckung: Flachdächer und fl achgeneigte Dächer mit einer Dachneigung ≤ 10° sind mit Anlagen zur 

Nutzung solarer Energie (PV oder Solarthermie) zu belegen und extensiv zu begrünen. Die Dacheindeckungs-
materialien dürfen, mit Ausnahmen der Anlagen zur Nutzung solarer Energie (PV oder Solarthermie), keine 
refl ektierenden, glänzenden oder glasierten Oberfl ächen haben.

• Dachneigung: Zulässig sind Dachneigungen von 0 bis 45 Grad für Hauptgebäude. Die Dachneigungen gelten 
nicht für Garagen und untergeordnete Nebenanlagen. 

• Stützmauern sind bis zu einer Höhe von max. 2,00 m zulässig. Bei größeren Höhenunterschieden sind Stütz-
mauern/Abstützungen höhengestaffelt anzulegen. Dabei darf der horizontale Abstand der Zwischenebenen 
(Vorderkante/Vorderkante) das Neigungsverhältnis von 1:1,5 des Geländeverlaufs nicht unterschreiten. Auf 
die Abstandsflächenpflicht nach der Landesbauordnung wird hingewiesen.

• Einfriedungen: Bauliche Grundstückseinfriedungen entlang der öffentlichen Verkehrsfl ächen sind nur bis zu 
einer Höhe von maximal 0,90 m zulässig.

• Stellplätze: Für die zulässige Nutzungen werden die in der Verwaltungsvorschrift des Ministeriums der Finan-
zen Rheinland-Pfalz vom 24. Juli 2000 angeführten Richtzahlen (Untergrenzen) als Mindestzahl der nachzu-
weisenden Stellplätze festgesetzt (Verwaltungsvorschrift vom 24. Juli 2000 über die Zahl, Größe und Beschaf-
fenheit der Stellplätze für Kraftfahrzeuge, geändert durch die Verwaltungsvorschrift vom 05. Oktober 2020 
(MinBl. 2020, S. 190)).

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(GEM. § 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LWG UND LBAUO)
Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge-
setze und Verordnungen:

• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394).

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund-
stücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 176).

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitplä-
ne und die Darstellung des Planinhalts (PlanZV) 
vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 
2021 (BGBI. I S. 1802).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Ju-
li 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 5 des Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 
I Nr. 225).

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306).

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Ge-

setzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
409).

• Landesbauordnung für Rheinland-Pfalz (LBauO) in 
der Fassung vom 24.11.1998 (GVBl. S. 365), zu-
letzt geändert durch das Gesetz vom 07. Dezember 
2022 (GVBl. S. 403).

• Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 
1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 24. Mai 2023 (GVBl. S. 133).

• Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von 
Natur und Landschaft Rheinland-Pfalz (Landesna-
turschutzgesetz - LNatSchG -) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 06. Oktober 2015 (GVBI. S. 
283), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 26. Juni 2020 (GVBl. S. 287).

• Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. Juli 2005 
(GVBl. S. 302), zuletzt geändert durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 26. Juni 2020 (GVBl. S. 287).

• Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz (DSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. März 
1978 (GVBl. S. 159), zuletzt geändert durch Artikel 
4 des Gesetzes vom 28. September 2021 (GVBl. S. 
543).

• Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz (Lan-
deswassergesetz - LWG -) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 2015 (GVBl. S. 127), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
08. April 2022 (GVBl. S. 118).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

VERFAHRENSVERMERKE

• Der Stadtrat hat am __.__.____ die Einleitung 
des Verfahrens zur 1. Teiländerung des Bebau-
ungsplanes beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Der Beschluss, den Bebauungs plan teilzuändern, 
wurde am __.__.____ ortsüblich bekanntge-
macht (§ 2 Abs.1 BauGB).

Idar-Oberstein, den __.__.____

Frühauf
Der Oberbürgermeister

• Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel-
tungsbereich der 1. Teiländerung des Bebauungs-
planes gelegenen Flurstücke hinsichtlich ihrer 
Grenzen und Bezeichnungen mit dem Liegen-
schaftskataster übereinstimmen.

• Die 1. Teiländerung des Bebauungsplanes wird 
gem. §  13a BauGB im beschleunigten Verfahren 
durchgeführt. Gem. §  13a Abs.  3 und 4 BauGB 
wird eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 
nicht durchgeführt.

• Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am __.__.____ 
den Entwurf gebilligt und die öffentliche Ausle-
gung 1. Teiländerung des Bebauungsplanes be-
schlossen (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

• Der Entwurf der 1. Teiländerung des Bebauungs-
planes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) 
und dem Textteil (Teil  B) sowie der Begründung, 
wurde in der Zeit vom __.__.____ bis einschließ-
lich __.__.____ im Internet veröffentlicht und zur 
Ansicht und zum Herunterladen bereitgehalten  
(§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB). Zusätzlich 
fand eine öffentliche Auslegung statt.

• Ort und Dauer der Veröffentlichung im Internet 
und der Auslegung wurden mit dem Hinweis, dass 
Stellungnahmen während der Veröffentlichungs-
frist von jedermann elektronisch per Mail, oder bei 
Bedarf schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben 
werden können und dass nicht fristgerecht abge-
gebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über die 1. Teiländerung des Bebauungsplanes un-
berücksichtigt bleiben können, am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§  13a BauGB i.V.m. 
§ 3 Abs. 2 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie die Nachbargemeinden wurden mit 
Schreiben vom __.__.____ von der Veröffentli-
chung im Internet / Auslegung elektronisch be-

nachrichtigt (§  13a BauGB i.V.m.  § 3 Abs. 2 
BauGB und §  4 Abs.  2 BauGB und § 2 Abs. 2 
BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis zum 
__.__.____ zur Stellung nahme eingeräumt.

• Während der elektronischen Beteiligung, Veröf-
fentlichung im Internet / Auslegung gingen seitens 
der Öffentlichkeit, der Behörden und der sonsti-
gen Träger öffentlicher Belange sowie der Nach-
bargemeinden Anregungen und Stellungnahmen 
ein. Die Abwägung der vorgebrachten Bedenken 
und Anregungen erfolgte durch den Stadtrat am 
__.__.____. Das Ergebnis wurde denjenigen, die 
Anregungen und Stellungnahmen vorgebracht ha-
ben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 Satz 6 BauGB). 

• Der Stadtrat hat am __.__.____ die 1. Teilände-
rung des Bebauungsplanes als Satzung beschlos-
sen (§  10 Abs.  1 BauGB). Der Bebauungsplan 
besteht aus der Planzeichnung (Teil A) und dem 
Textteil (Teil B) sowie der Begründung.

• Die 1. Teiländerung des Bebauungsplanes wird 
hiermit als Satzung ausgefertigt.

Idar-Oberstein, den __.__.____

Frühauf
Der Oberbürgermeister

• Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschrif-
ten sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 
BauGB, ferner auf Fälligkeit und Erlöschen der Ent-
schädigungsansprüche gem. § 44 Abs. 3 Satz 1 
und 2 sowie Abs. 4 BauGB und auf die Rechtsfol-
gen des § 24 Abs. 6 GemO hingewiesen worden.

• Mit dieser Bekanntmachung tritt die 1. Teilände-
rung des Bebauungsplanes, bestehend aus der 
Plan zeich nung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) so-
wie der Begründung, in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

Idar-Oberstein, den __.__.____

Frühauf
Der Oberbürgermeister

Verfahren
• Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB teilgeändert. Die Vorschriften des § 

13 BauGB gelten entsprechend. Damit wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 
4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche 
Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 
10a Abs.1 BauGB und gem. § 13 Abs. 2 BauGB von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 
Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen.

• Die 1. Teiländerung des Bebauungsplanes „Pfarracker“ ersetzt in ihrem Geltungsbereich den Bebauungsplan 
„Pfarracker“ (1989).

Artenschutz
• Nach § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG ist es verboten, Bäume, die außerhalb des Waldes und von Kurzumtrieb-

splantagen oder gärtnerisch genutzten Grundfl ächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere 
Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden, zu roden oder auf den Stock zu setzen. 

Bergbau I Altbergbau
• Im Bereich des Bebauungsplanes Nr. We-20 „Pfarracker, 1. Teiländerung“ ist kein Altbergbau dokumentiert 

und aktuell kein Bergbau unter Bergaufsicht erfolgt.
Bodenschutz
• Nach geologischen Informationen des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) stehen 

im Bereich des Planungsgeländes voraussichtlich oberfl ächennah Sedimentgesteine des Rotliegend an. Diese 
setzen sich vorwiegend aus einer Wechselfolge von Ton-, Silt- und Sandsteinen zusammen. Weiter können 
bereichsweise vulkanische Einschaltungen vorkommen. Insbesondere die Ton- und Schluffsteine sind für ihre 
Rutschungs- und Wasserempfi ndlichkeit bekannt.

• Aufgrund der genannten Gegebenheiten empfehlen wir dringend die Erstellung eines Baugrundgutachtens 
einschließlich der Prüfung der Hangstabilität.

• Von der Planung von Versickerungsanlagen wird abgeraten.
• Die einschlägigen DIN-Normen, wie z.B. DIN 1054 und DIN 4020 und DIN EN 1997-1 und -2, sind zu be-

achten.
• Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 und der DIN 18915 zu berücksichtigen.
• Der bei Bauarbeiten anfallende Oberboden (Mutterboden) ist schonend zu behandeln und einer sinnvollen 

Folgenutzung zuzuführen. Auf § 202 BauGB „Schutz des Mutterbodens“ wird verwiesen.
Bundeswehr
• Es wird darauf hingewiesen, dass Beschwerden und Ersatzansprüche, die sich auf die vom Truppenübungs-

platz ausgehenden Emissionen wie Fluglärm, Schießlärm etc. beziehen, nicht anerkannt werden. Durch die 
Lage des Gebietes am Truppenübungsplatz können die durch die militärische Nutzung verursachten Lärm- 
und Abgasimmissionen zu einer Beeinträchtigung der Wohnnutzung führen. Diese Immissionen sind jedoch 
nicht vermeidbar.

Denkmalschutz
• Es gilt allgemein die Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungspfl icht für archäologische Funde bzw. Befunde 

gem. § 16 - 21 DSchG Rheinland-Pfalz.
Erschließung
• Die Erschließung der rückwärtigen Gebäude ist durch Eintragung einer Baulast sicherzustellen.
LBM Bad Kreuznach
• Es wird darauf hingewiesen, dass dem Straßenbaulastträger Bund keine Nachteile bezüglich der Forderung 

nach Lärmschutzmaßnahmen durch Verkehrslärmimmissionen der Bundesstraße B 41 entstehen dürfen.
OIE AG / Westnetz GmbH
• Die Baugrundstücke werden bei der Erschließung des Baugebietes, mit ca. 1,5 m langen Anschlussleitungen 

an das öffentliche Stromversorgungsnetz angeschlossen, die später bis zu den Neubauten verlängert werden.
• Die Kabel stehen unter elektrischer Spannung.
• Die auf dem Grundstück befi ndlichen Stromversorgungsleitungen sind unentgeltlich zu dulden. Überprüfun-

gen und Arbeiten an Leitungen werden dem Netzbetreiber oder von ihm beauftragten Unternehmen jeder-zeit 
gestattet. Mit Bauarbeiten in Kabelnähe darf erst nach Abstimmung mit dem Netzbetreiber begonnen wer-
den (planauskunft-rnh@westnetz.de).

Vorschriften zu erneuerbaren Energien 
• Es sind die zum Zeitpunkt der Antragsstellung auf Baugenehmigung oder Genehmigungsfreistellung jeweils 

geltenden Vorschriften zur Installation erneuerbarer Energien zu beachten, welche über die Vorgaben dieses 
Bebauungsplans hinausgehen können. 

Hochwasserschutz/ Starkregenvorsorge
• Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberfl ächenabfl üsse aufgrund 

von Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfl uss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf 
kein zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überfl utungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberfl ächenpla-
nung vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von möglichen 
Überfl utungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und Grundstücks-
gestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken. Der Grad der Gefährdung durch Starkregenereig-
nisse ist im Zuge der Bauausführung anhand weiterer Daten näher zu untersuchen. Gemäß § 5 Abs. 2 WHG 
ist jede Person im Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren verpfl ichtet, Vorsorgemaßnahmen zum Schutz 
vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Schadensminderung zu treffen. 

Die Einsicht in die verwendeten Normen und Richtlinien ist im Bauamt der Stadt Idar-Oberstein 
möglich.

HINWEISE

Bearbeitet im Auftrag der
Stadt Idar-Oberstein
Georg-Maus-Straße 1
55743 Idar-Oberstein

Stand der Planung: 13.11.2024
SATZUNG

Gesellschaft für Städtebau und 
Kommunikation mbH

Kirchenstraße 12 · 66557 Illingen
Tel: 0 68 25 - 4 04 10 70 
email: info@kernplan.de

Geschäftsführer: 
Dipl.-Ing. Hugo Kern  
Dipl.-Ing. Sarah End

Pfarracker, 1. Teiländerung
Bebauungsplan Nr. We-20 in der Stadt Idar-Oberstein, 
Stadtteil Weierbach

Maßstab 1:500 im Original
Verkleinerung ohne Maßstab

0 5 25 50

PLANGEBIET

5.  FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB

Siehe Plan.
Stellplätze, Carports und Garagen sind gem. § 9 Abs. 1 
Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6 BauNVO innerhalb und 
außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen unter 
Einhaltung der Vorgaben der Landesbauordnung 
zulässig. 

6. HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER 
WOHNUNGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 6 BAUGB

Siehe Plan. 
Es sind maximal 2 Wohneinheiten (WO) je Wohn-
gebäude zulässig.

7. PRIVATE GRÜNFLÄCHE
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB

Siehe Plan. 

8. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE 
UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, 
NATUR UND LANDSCHAFT

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB

Bei Baumaßnahmen ist darauf zu achten, dass die 
nördlich angrenzende Wiesenbrache (LRT-Fläche) 
außerhalb des Geltungsbereiches nicht mit schwerem 
Gerät befahren wird; Ablagerungen von Baustoffen 
oder Erdaushub sind zu vermeiden; beanspruchte 
Flächen sind ggfs. nach Abschluss der Baumaßnahme 
zu rekultivieren.

Der Anteil befestigter Flächen ist auf ein Mindestmaß 
zu beschränken. Kfz-Stellplätze sind einschließlich ihrer 
Zu- und Abfahrten ausschließlich in wasserdurchlässi-
gen Belägen (z. B. Rasenpflaster, Rasengittersteine, 
wassergebundene Decke, Schotterrasen, Fugenpflaster-
steine oder offenporiges Wabenfugenpflaster etc.) und 
versickerungsfähigem Unterbau auszuführen. Aus-
nahmen können aus Gründen der Barrierefreiheit 
zugelassen werden.

Flächen, die nicht als Stellplätze, Zufahrten, Terrassen 
oder Wege benötigt werden, sind unversiegelt zu 
belassen und vegetativ anzulegen. Diese Flächen sind 
mit gebietseinheimischen Saatgutmischungen oder 
Gehölzen (Bäume und Sträucher) zu bepflanzen. Bei 
Gehölzen ist die regionale Herkunft „Westdeutsches 
Bergland und Oberrheingraben“ (Region 4) nach dem 
„Leitfaden zur Verwendung gebietseigener Gehölze“ 
(BMU, Januar 2012) sicherzustellen. Bei 
Saatgutmischungen ist darauf zu achten, dass es sich 
um zertifiziertes Regio-Saatgut aus dem 
Ursprungsgebiet „Oberrheingraben mit Saarpfälzer 
Bergland“ (UG 9) bzw. „Rheinisches Bergland“ (UG 7) 
handelt.

Großflächig mit Steinen bedeckte Flächen, auf denen 
Pflanzen nicht oder nur in geringer Zahl vorkommen 
(Schottergärten), sind nicht zulässig. Wasserdichte 
oder nicht durchwurzelbare Materialien (z. B. Folien, 
Vlies) sind nur zur Anlage von dauerhaft mit Wasser 
gefüllten Flächen zulässig. Mineralische 
Splitabdeckungen ohne zusätzliches Vlies und Folie, 
die sich z.B. trockenresistenten und insektenfreundli-
chen Beeten oder Gartenanlagen unterordnen, sind 
erlaubt.

8.  ANPFLANZUNG VON BÄUMEN, 
STRÄUCHERN UND SONSTIGEN 
BEPFLANZUNGEN

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB I.V.M. § 9 
ABS. 1 NR. 25 B BAUGB

Siehe Plan. 
Zum angrenzenden Friedhof ist entlang der 
Geltungsbereichsgrenze eine Hecke aus heimischen, 
standorttypischen Straucharten (z.B. ein- bzw. zweig-
riffligem Weißdorn, Schlehe, Hasel, Feldahorn, Str. 2xv 
60-100, Pflanzabstand 1,50 m x 1,50 m) anzupflanzen 
und dauerhaft zu erhalten.

Die nicht überbauten Grundstücksfl ächen und die ent-
sprechend gekennzeichnete Fläche sind als intensiv 
begrünte Gartenfl ächen anzulegen, sofern sie nicht für 
Zufahrten, Stellplätze, Wege und Terrassen oder weite-
re Nebenanlagen benötigt werden. Zulässig sind alle 
Maßnahmen, die geeignet sind, eine ansprechende 
Durchgrünung und eine harmonische und optisch 
ansprechende Einbindung in das umgebende 
Siedlungsbild zu erreichen, so dass ein harmonisches 
Gesamtbild entsteht. Für die Anpflanzungen sind 
regionaltypische Arten der Pflanzliste zu verwenden. 

Je Grundstück sind mindestens 2 hochstämmige Obst-
bäume oder einheimische und regionaltypische Laub-
baum-Hochstämme mit einem Stammumfang von 
mindestens 16-18 cm zu pflanzen und möglichst 
dauerhaft, mindestens jedoch für 20 Jahre zu erhal-
ten.

Für die Hochstämme sind folgende Arten zu verwen-
den (Vorschlagsliste):

• Berg-Ahorn (Acer pseudoplatanus)
• Feldahorn (Acer campestre)
• Großlaubige Mehlbeere (Sorbus aria)
• Silberlinde (Tilia tomentosa)
• Spitzahorn (Acer platanoides)
• Winter-Linde / Amerikanische Stadtlinde (Tilia cor-

data)
• Vogelkirsche (Prunus avium)
• Hochstämmige Obstbäume

Hochstämmige Obstbäume:
Geeignete Sorten von hochstämmigen Obstbäumen 
sind ausführlich in der Streuobstsortenempfehlungs-
liste Rheinland-Pfalz 2018 (https://www.streuobst-
verbindet.de/wp-content/uploads/2021/10/Streuobst_
Sortenliste_RLP_2018.pdf) beschrieben.

Mindestqualität der Hochstämme: 3-mal verpfl anzt, 
mindestens 14-16 cm Stammumfang (StU) gemessen 
in 1m Höhe.

Bei allen Baumpfl anzungen sind die Empfehlungen 
der FLL (Empfehlungen für Baumpfl anzungen, Teil 1 - 
Planung, Pfl anzarbeiten, Pfl ege, 2. Ausgabe 2015, Teil 
2 Standortvorbereitungen für Neupfl anzungen, Pfl anz-
gruben und Wurzelraumerweiterung, Bauweisen und 
Substrate, 2. Ausgabe 2010 sowie die Gütebestim-
mungen für Baumschulpfl anzen) ebenso wie die ein-
schlägigen DIN Normen (DIN 18916 (Vegetations-
technik im Landschaftsbau, Pfl anzen und 
Pfl anzarbeiten) zu beachten. Die Bäume sind dauer-
haft zu sichern und Ausfälle durch gleichartige Bäume 
zu ersetzen.

9.  ERHALT VON BÄUMEN
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 B BAUGB

Siehe Plan.
Die entsprechend gekennzeichneten Einzelbäume sind 
dauerhaft zu erhalten und Ausfälle durch gleichartige 
Bäume zu ersetzen.

10.  EXTERNE KOMPENSATIONSMASSNAHME
 GEM. § 9 ABS. 1 A BAUGB

Der im Rahmen der Realisierung des Planvorhabens 
entstehende LRT-Flächenverlust von 0,23 ha wird 
durch die folgende Maßnahme, in der Gemarkung 
Weierbach, Flur 5, Flurstück 625/5, kompensiert. Die 
Kostenübernahme, das Flächeneigentum bzw. die 
dingliche Berechtigung, sowie der Vollzug des 
Ausgleichs ist gem. § 1a Abs. 3 Satz 4 i.V.m. § 11 
BauGB zwischen dem Eigentümer und der Kommune 
vertraglich gesichert.

Die ca. 0,25 ha große Fläche ist wieder in Nutzung zu 
nehmen, so dass sich auf der Fläche Magergrünland 
entwickeln kann. Entwicklungsziel ist der FFH-
Lebensraumtyp 6510 in der Ausprägung B.

Um das Entwicklungsziel FFH-Lebensraumtyp 6510 B 
zu erreichen, ist die Fläche zukünftig zu mähen 
(1-2-schürig, 1. Mahdtermin nach dem 15.6., kein 
Mulchen!). 
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schosse

Bauweise Dachneigung

ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 BAUGB I.V.M. §§ 1-14 
BAUNVO

1.1 ALLGEMEINES WOHNGEBIET (WA)

zulässig sind:

ausnahmsweise zulässig sind:

nicht zulässig sind:

Siehe Plan; gem. § 4 BauNVO

gem. § 4 Abs. 2 BauNVO

1. Wohngebäude,
2. Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht stö-

renden Handwerksbetriebe,
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesund-

heitliche und sportliche Zwecke.

gem. § 4 Abs. 3 BauNVO und gem. § 4 Abs. 3 i.V.m. § 
1 Abs. 5 BauNVO

1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,
3. Anlagen für Verwaltungen,
4. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden.

gem. § 4 Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 
BauNVO

1. Gartenbaubetriebe,
2. Tankstellen.

2.  MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. §§ 16-21A 

BAUNVO

2.1  GRUNDFLÄCHENZAHL
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 19 

BAUNVO

Siehe Plan. 
Die Grundfl ächenzahl (GRZ) wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 
BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 und 4 BauNVO auf 0,4 fest-
gesetzt.

Bei der Ermittlung der Grundfl äche sind die 
Grundfl ächen von
1. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3. baulichen Anlagen unterhalb der Geländeober-

fl äche, durch die das Baugrundstück lediglich 
unterbaut wird,

mitzurechnen. 

Gem. § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die festge-
setzte GRZ durch Garagen und Stellplätze mit ihren 
Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, 
bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfl äche, 
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, 
(§ 19 Abs. 4 Nr. 1 bis 3 BauNVO) bis zu einer GRZ von 
0,6 überschritten werden.

2.2 GESCHOSSFLÄCHENZAHL 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 20 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die Geschossfl ächenzahl (GFZ) wird gem. § 20 Abs. 2 
BauNVO auf 0,5 festgesetzt.

2.3  ZAHL DER VOLLGESCHOSSE
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 20 

BAUNVO

Siehe Plan. Die Zahl der Vollgeschosse wird gem. 
§ 16 Abs. 2 BauNVO und § 20 Abs. 1 BauNVO als 
Höchstmaß festgesetzt. 

3.  BAUWEISE
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 22 

BAUNVO

Siehe Plan. 
Als Bauweise wird gem. § 22 Abs. 2 BauNVO eine of-
fene Bauweise (o) festgesetzt. In der offenen Bauweise 
gem. § 22 Abs. 2 BauNVO sind Gebäude mit seitlichem 
Grenzabstand zu errichten. Zulässig sind nur Einzel-
häuser.

4.  ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE
 GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 23 

BAUVNO

Siehe Plan. 
Die überbaubaren Grundstücksfl ächen sind im 
Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Analog §  23 Abs.  3 BauNVO 
dürfen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht 
überschreiten. Demnach sind die Gebäude innerhalb 
des im Plan durch Baugrenzen defi nierten Standortes 
zu errichten. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in 
geringfügigem Ausmaß kann zugelassen werden.

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksfl ächen sind 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen (§ 
14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der 
in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 Abs. 
2 BauNVO gelten entsprechend. Das gleiche gilt für 
bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in den 
Abstandsfl ächen zulässig oder zugelassen werden 
können.

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (GEM. § 9 BAUGB + BAUNVO)
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GELTUNGSBEREICH MIT BEBAUUNGSPLAN 
„PFARRACKER“ (1989)

rote Balkenlinie = Geltungsbereich der 1. Teiländerung
DIE KATASTERGRUNDLAGE IST IM ORIGINAL BESTÄTIGT.
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Die aktuell arme floristische Ausstattung ist initial mit 
dem angestrebten Zielartenspektrum einzusäen bzw. 
zu impfen. Hierbei bestehen zwei Möglichkeiten, ent-
weder die Einsaat von zertifiziertem Regiosaatgut 
(Ursprungsgebiet 9, Produktionsraum 6: Oberrhein-
graben mit Saarpfälzer Bergland gem. VWW-
Zertifizierung, magere Glatthaferwiesenmischung tro-
cken) oder alternativ die Übertragung von Heumulch 
oder Mahdgut aus geeigneten Spenderflächen.

Der Mahdgutübertragung ist nach Möglichkeit der 
Vorzug gegenüber der Einsaat von Regiosaatgut zu 
geben - die Einsaat von Regiosaatgut hat im April zu 
erfolgen, die Übertragung von Mahdgut oder Heumulch 
richtet sich nach dem Mahdtermin der Spenderfläche, 
wobei das gewonnene Mahdgut/Heumulch direkt 
(dann vorzugsweise morgens in taufeuchtem Zustand) 
oder max. nach 1- tägigem Antrocknen auf Schwad zu 
übertragen ist; sofern die entsprechenden Geräte zur 
Verfügung stehen, ist das Material mit einem 
Ladewagen mit Kurzschnitteinrichtung aufzunehmen, 
zu zerkleinern und anschließend mit Dosierwalze auf 
der Empfängerfläche aufzubringen, ansonsten ist das 
Mahdgut zu übertragen und manuell auf der Zielfläche 
zu verteilen - vor der Einsaat bzw. dem Auftrag von 
Heumulch ist die Fläche zu mähen und anschließend 
streifenweise zu grubbern, zu fräsen und anschließen-
den einzueggen, um die Keimfähigkeit der Samen zu 
erhöhen.

Die floristische Entwicklung auf der Maßnahmenfläche
(Entwicklungsziel FFH LRT 6510 im Erhaltungszustand
B+) ist nach 3, 5 und 10 Jahren zu überprüfen und die
Ergebnisse der UNB vorzulegen; sollte das 
Entwicklungsziel nicht erreicht werden, sind 
Korrekturmaßnahmen (Änderung der Bewirtschaftung, 
Ausweichen auf alternative Flächen) vorzunehmen.

Die Obstbäume haben einen Kronenschnitt zu erhal-
ten.

Mit der Maßnahmen wird der Verlust der 0,23 ha gro-
ßen FFH-LRT-Fläche vollständig ausgeglichen, die Lage 
der Ausgleichsfläche außerhalb der Ortslage ist aus 
Kohärenzaspekten gegenüber der stark isolierten 
innerörtlichen Lage der Eingriffsfläche als positiv zu 
bewerten.

11. GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.

LAGE DER EXTERNEN KOMPENSATIONSMASSNAHME
UND MASSNAHMEN GEM. § 9 ABS. 1A BAUGB

Quelle: LVGL; Bearbeitung: ARK Umweltplanung und -consulting; o. M. 
Übersichtslageplan Ausgleichsfläche (rot umrandet)

Quelle: Stadt Idar-Oberstein
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den Wohngebiete der Ortslage angepasst, 
wodurch eine optimale Auslastung des 
Grundstückes bei geringer Verdichtung ge-
schaffen wird. Die entstehende Grund-
stücksbebauung lässt auf dem Grundstück 
so ausreichend Freiflächen für eine Durch-
grünung. Hierdurch wird ein harmonischer 
Übergang zur freien Landschaft sicherge-
stellt. 

Aufgrund der sonstigen Festsetzungen zum 
Maß der baulichen Nutzung ist gewährleis-
tet, dass sich das Vorhaben in die Umge-
bung einfügt.

Geschossflächenzahl (GFZ)

Die Geschossflächenzahl gem. § 20 Abs. 2 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Geschossfläche je 
Quadratmeter Grundstücksfläche im Sinne 
des § 19 Abs. 3 zulässig sind.

Die Festsetzung der Geschossflächenzahl 
wurde aus dem rechtskräftigen Bebauungs-
plan Nr. We-20 „Pfarracker“ übernommen.

Zahl der Vollgeschosse

Zur eindeutigen Bestimmung des Maßes 
der baulichen Nutzung ist eine dreidimen-
sionale Maßfestsetzung notwendig. Gemäß 
§ 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Vollgeschos-
se die Geschosse, welche nach landesrecht-
lichen Vorschriften Vollgeschosse sind oder 
auf ihre Zahl angerechnet werden.

Die Zahl der Vollgeschosse orientiert sich an 
der umgebenden Wohnbebauung der Pas-
tor-Seibert-Straße und an den Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes Nr. We-20 „Pfarr-
acker“. Die Festsetzung ermöglicht die 
Wahrung des städtebaulichen Charakters 
der Umgebung, die Gewährleistung der 
Entwicklung ortstypischer Bauformen und 
somit ein harmonisches Einfügen eines neu-
en Gebäudes in den Bestand, sofern es 
langfristig zu einem Neubau kommen sollte. 
Einer gegenüber dem Bestand unverhältnis-
mäßigen überdimensionierten Höhenent-
wicklung wird vorgebeugt. 

Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Nachbargrenzen 
angeordnet werden. 

In der offenen Bauweise sind die Gebäude 
mit seitlichem Grenzabstand zu errichten. 
Die Festsetzung der offenen Bauweise er-
möglicht eine aufgelockerte Bebauung und 
entspricht dem Bestand sowie der 
Baustruktur der angrenzenden durch Wohn-
nutzung geprägten Bereiche und der Fest-
setzung rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 
We-20 „Pfarracker“. 

Überbaubare und 
nicht überbaubare 
Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §  23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksflächen durch Baugrenzen wer-
den die bebaubaren Bereiche des Grund-
stücks definiert und damit die Verteilung 
der baulichen Anlagen auf dem Grundstück 
geregelt. Die Baugrenze gem. § 23 Abs. 3 
BauNVO umschreibt die überbaubare Flä-
che, wobei die Baugrenze durch die Gebäu-
de nicht bzw. allenfalls in geringfügigem 
Maß überschritten werden darf.

Die Festsetzungen der Baugrenzen orientie-
ren sich an der städtebaulichen Konzeption. 
Die Abmessungen der durch die Baugrenzen 
beschriebenen Baufenster wurden so ge-
wählt, dass den Bauherren für die spätere 
Realisierung ausreichend Spielraum ver-
bleibt, gleichzeitig aber eine umweltgerech-
te, sparsame und wirtschaftliche Grund-
stücksausnutzung erreicht wird. Zudem 
wurden die Baufenster so abgegrenzt, dass 
zwischen Straßenbegrenzungslinien und 
Baugrenzen Abstände von 3 m bestehen. 

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen sind auch außerhalb der überbau
baren Grundstücksfläche zulässig, sofern 
sie dem Nutzungszweck der in dem Bauge-
biet gelegenen Grundstücke oder des Bau-
gebiets selbst dienen und seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Damit ist eine zweck-
mäßige Bebauung des Grundstückes mit 
den erforderlichen Nebenanlagen und Ein-
richtungen sichergestellt, ohne gesondert 
Baufenster ausweisen zu müssen. 

Flächen für Stellplätze

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 

Die für die geplante Nutzung erforderlichen 
Stellplätze sind ausschließlich auf den 
Grundstücken bereitzustellen. Hierdurch 
werden Beeinträchtigungen der bereits be-

stehenden Bebauung in der Nachbarschaft 
des Plangebietes vermieden (Parksuchver-
kehr etc.). 

Stellplätze, Garagen und Carports sind in-
nerhalb und außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen unter Einhaltung der 
Vorgaben der Landesbauordnung zulässig.

Höchstzulässige Zahl der Woh­
nungen je Wohngebäude

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB

Eine Beschränkung der zulässigen Anzahl 
der Wohnungen auf maximal zwei Wohnun-
gen je Wohngebäude verhindert die Entste-
hung größerer Mehrfamilienhäuser und 
entspricht der Festsetzung des rechtskräfti-
gen Bebauungsplanes Nr. We-20 „Pfarr-
acker“.

Private Grünfläche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Die Festsetzung der Grünfläche dient der 
Eingrünung des Plangebietes zum nördlich 
angrenzenden Friedhof hin.

Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Natur, Boden und Landschaft

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Die festgesetzten Maßnahmen dienen der 
Minimierung der Umweltwirkungen im All-
gemeinen und der Vermeidung artenschutz-
rechtlicher Verbotstatbestände nach § 44 
Abs. 1 BNatSchG. Darüber hinaus sollen die 
Festsetzungen dazu beitragen, die Beein-
trächtigungen der durch das Planvorhaben 
induzierten Eingriffe zu mindern und so 
weit wie möglich auszugleichen.

Anpflanzung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Be­
pflanzungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB

Aufgrund der Lage des Wohngebietes in di-
rekter Nachbarschaft zu der bereits angren-
zend bestehenden Bebauung und dem 
Friedhof ist die hochwertige und qualitäts-
volle Ausgestaltung der Freiräume von be-
sonderer Bedeutung. Mit den getroffenen 
grünordnerischen Festsetzungen wird die 
Entwicklung ökologisch hochwertiger Pflan-
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zungen mit Mehrwert für das Landschafts- 
und Ortsbild geschaffen.

Die getroffenen grünordnerischen Festset-
zungen tragen dazu bei, dass eine struktur-
reiche und optisch ansprechende Durch- 
und Eingrünung des Wohngebietes ge-
schaffen wird. 

Die einzelnen Maßnahmen sind den textli-
chen Festsetzungen des Bebauungsplanes 
zu entnehmen. 

Erhalt von Bäumen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB

Der ökologisch hochwertige Gehölzbestand 
innerhalb des Plangebietes ist zum Erhalt 
vorgesehen. Somit wird gewährleistet, dass 
der schützenswerte Baumbestand innerhalb 
des Plangebietes, in seinem Bestand erhal-
ten wird und der Eingriff in die Natur und 
Landschaft reduziert wird.

Externe Kompensationsmaß­
nahme

Gem. § 9 Abs. 1a BauGB

Der durch das Planvorhaben entstehende 
Ausgleich für die in Anspruch genommene 
FFH-Lebensraumtyp 6510-Wiese kann nicht 
innerhalb des Plangebietes ausgeglichen 
werden und muss durch eine Kompensa-
tionsmaßnahme außerhalb des Geltungs-
bereiches kompensiert werden.

Die externe Kompensationsmaßnahme ist 
den textlichen Festsetzungen der Teiländer-
ung des Bebauungsplanes zu entnehmen.

Die v.g. Festsetzung stellt somit die voll-
ständige Kompensation des aus dem Plan-
vorhaben resultierenden Eingriffs in die Na-
tur und Landschaft sicher.

Festsetzungen aufgrund landes­
rechtlicher Vorschriften (§ 9 
Abs. 4 BauGB i.V.m. LWG und 
LBauO)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V. mit §§ 57-63 LWG)

Die festgesetzten Maßnahmen der Abwas-
serbeseitigung dienen der ordnungsgemä-
ßen Entwässerung aller Flächen innerhalb 
des Plangebietes. Die Entsorgungsinfra-
struktur ist aufgrund der angrenzend be-

stehenden Bebauung bereits grundsätzlich 
vorhanden. 

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V. mit § 88 LBauO)

Für Bebauungspläne können gem. § 9 Abs. 
4 BauGB i.V.m. § 88 der Landesbauordnung 
Rheinland-Pfalz gestalterische Festsetzun-
gen getroffen werden.

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern und damit ge-
stalterische Negativwirkungen auf das 
Stadt- und Landschaftsbild zu vermeiden, 
werden örtliche Bauvorschriften in den Be-
bauungsplan aufgenommen.

Die getroffenen Einschränkungen bei der 
Dachform, Dachneigung, Dacheindeckung 
und Fassadengestaltung sind aus der be-
stehenden Satzung übernommen und ge-
währleisten, dass sich der Anbau in den Be-
stand einfügt.

Die Festsetzungen zur Begrünung von 
Flachdächer oder flach geneigten Dächern 
dient insbesondere der naturschutzfachli-
chen Aufwertung und Verbesserung des Mi-
kroklimas.

Um das Plangebiet für eine zweckmäßige 
Nutzung nutzbar zu machen, sind Böschun-
gen, Stützmauern, Abgrabungen und Auf-
schüttungen erforderlich. 

Zwecks naturschutzfachlicher Aufwertung, 
zur Verbesserung des Mikroklimas sowie 
zur ansprechenden Gestaltung des Plange-
bietes sind die Flächen, die nicht als Stell-
plätze, Zufahrten, Terrassen oder Wege be-
nötigt werden, unversiegelt zu belassen 
und gärtnerisch als Zier- oder Nutzgarten 
anzulegen. Großflächig mit Steinen bedeck-
te Flächen, auf denen hauptsächlich Steine 
zur Gestaltung verwendet werden und 
Pflanzen nicht oder nur in geringer Zahl vor-
kommen (Schottergärten), sind im Bereich 
dieser Freiflächen nicht zulässig. Die Ober-
flächen der Garagenzufahrten, sonstigen 
Einfahrten, Stellplätze und Hofflächen sind 
aus wasserdurchlässigen Materialien (z.B. 
Splittdecke, Rasengittersteinen, Rasenfu-
gensteinen, Splittfugenpflaster usw.) herzu-
stellen. Auch der Unterbau ist entsprechend 
wasserdurchlässig herzustellen. Ausnah-
men sind aus Gründen der barrierefreien 
Gestaltung möglich. 

Die Regeln zur Gestaltung von Wegen, Zu-
fahrten und Stellplätzen sowie anderen un-
bebauten Flächen auf dem Grundstück, die-

nender Wahrung der größtmöglichen ökolo-
gischen Qualität der Freianlagengestaltung.

Die Festsetzung bzgl. der Gestaltung der 
Einfriedungen (z.B. Zaun, Mauer) dient der 
Sicherung eines harmonischen Gesamtein-
drucks in dem Gebiet. 

Zur Gewährleistung einer ausreichenden 
Anzahl an Stellplätzen, wird die nachzuwei-
sende Stellplatzzahl definiert. 

Mit den getroffenen Festsetzungen fügt sich 
das Vorhaben harmonisch in die Umgebung 
und angrenzende Bebauung ein.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das Ab-
wägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von 
besonderer Bedeutung. Danach muss die 
Kommune als Planungsträgerin bei der Auf-
stellung / Teiländerung eines Bebauungs-
planes die öffentlichen und privaten Belan-
ge gegeneinander und untereinander ge-
recht abwägen. Die Abwägung ist die 
eigentliche Planungsentscheidung. Hier 
setzt die Kommune ihr städtebauliches Kon-
zept um und entscheidet sich für die Be-
rücksichtigung bestimmter Interessen und 
die Zurückstellung der dieser Lösung ent-
gegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials 
(siehe „Auswirkungen der Planung“)

•	 Gewichtung der Belange (siehe „Ge-
wichtung des Abwägungsmaterials“)

•	 Ausgleich der betroffenen Belange (sie-
he „Fazit“)

•	 Abwägungsergebnis (siehe „Fazit“)

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen Le-
bensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in die 1. 
Teiländerung des Bebauungsplanes einge-
stellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-
einträchtigungen vom Planungsgebiet auf 
die Umgebung und von der Umgebung auf 
das Planungsgebiet vermieden werden. 
Dies kann erreicht werden, indem unverein-
bare Nutzungen voneinander getrennt wer-
den.

Die Festsetzungen wurden so gewählt, dass 
sich das Wohngebiet hinsichtlich Art und 
Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise 
sowie der überbaubaren Grundstücksflächen 
in die Umgebung und in die direkte Nach-
barschaft (ebenfalls Wohnnutzung) einfügt. 
Die übrigen Festsetzungen sind aus dem 
Bebauungsplan Nr. We-20 „Pfarracker“ ab-
geleitet. Hierdurch wird Konfliktfreiheit ge-
währleistet. Zusätzlich schließen die im Be-
bauungsplan getroffenen Festsetzungen in-
nerhalb des Plangebietes jede Form der 
Nutzung aus, die innergebietlich oder im di-
rekten Umfeld zu Störungen und damit zu 
Beeinträchtigungen der Wohnnutzung füh-
ren können. 

Ein wichtiges Kriterium gesunder Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse ist die Berücksichti-
gung ausreichender Abstände gem. Landes-
bauordnung. Die erforderlichen Abstands-
flächen werden eingehalten, sodass eine 
ausreichende Belichtung und Belüftung der 
Wohngebiete gewährleistet werden kann.

Die 1. Teiländerung des Bebauungsplanes 
kommt der Forderung, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet, in vollem Umfang nach.

Auswirkungen auf die Wohnbedürf-
nisse der Bevölkerung 

Mit zu den wichtigsten städtebaulichen 
Aufgaben der Kommune gehört die Schaf-
fung der planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen zur Versorgung der Bevölkerung mit 
Wohnbaugrundstücken bzw. einem ent-
sprechenden Angebot von Wohnungen auf 
dem Immobilienmarkt. 

Das Angebot sollte dabei vielfältig sein und 
den unterschiedlichen Wünschen und Be-
dürfnissen der Bevölkerung Rechnung tra-
gen. Die 1. Teiländerung des Bebauungspla-
nes kommt dieser Forderung nach. Durch 
die Ausweisung eines Allgemeinen Wohn-

gebietes werden in integrierter Lage nach-
frageorientierte Angebotsformen des Woh-
nens geschaffen. Es entstehen neue Bau-
grundstücke mit unterschiedlichen Grund-
stücksgrößen (flexibel parzellierbar). Die Er-
richtung von Einzelhäusern entspricht dem 
Charakter der in der Umgebung bestehen-
den Wohnbebauung. Der bestehenden 
Nachfrage in Weierbach wird durch Nach-
verdichtung in integrierter Lage Rechnung 
getragen.

Auswirkungen auf die Gestaltung des 
Stadt- und Landschaftsbildes

Bei der Fläche handelt es sich um eine 
Grünfläche mit vereinzelten Gehölzstruktu-
ren inmitten des Siedlungskörpers des 
Stadtteils Weierbach. Mit der geplanten Be-
bauung wird der Siedlungskörper sinnvoll 
nachverdichtet. Ein Eingriff in die freie Land-
schaft findet nicht statt.

Die Umgebung ist darüber hinaus ebenfalls 
überwiegend durch freistehende Einfami-
lienhäuser geprägt. 

Das Stadt- und Landschaftsbild wird durch 
die Planung somit nicht negativ beeinflusst, 
da die Dimensionierung der Gebäude eine 
maßvolle Entwicklung ermöglicht.

Die vorgesehenen Einfamilienhäuser wei-
sen max. I Vollgeschoss auf und fügen sich 
in die Umgebung ein. Die festgesetzte Ge-
bäudetypologie knüpft an die in der Nach-
barschaft vorherrschende Bebauung an und 
gewährleistet so einen harmonischen Über-
gang zwischen Bestandsbebauung und 
Neubau.

Die Begrünungen im Plangebiet (Begrü-
nung der oberirdischen Stellplätze und Ein-
grünung des Plangebietes) tragen zudem 
dazu bei, dass keine negativen Auswirkun-
gen auf das Stadtbild entstehen.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Bei der Planung handelt es sich um die 
Nachverdichtung einer innerörtlichen Frei-
fläche.

Der Geltungsbereich ist aufgrund der inner-
örtlichen Lage und der damit verbundenen 
Überbauungen, Versiegelungen, Bewe-
gungsunruhen und  Lärmimmissionen so-

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung



Bebauungsplan Nr. We-20 „Pfarracker, 1. Teiländerung“, Stadt Idar-Oberstein 22 www.kernplan.de

wie der daraus resultierenden Störungen 
bereits vorbelastet.

Aufgrund des bestehenden Störgrades so-
wie der Biotop- und Habitatausstattung 
sind bei Beachtung der Ausgleichs- und 
Vermeidungsmaßnahmen keine abwä-
gungs- oder artenschutzrechtlich relevanten 
Tier- und Pflanzenarten, insbesondere keine 
Fortpflanzungsräume streng geschützter 
Tierarten, zu erwarten.

Vom Planvorhaben sind keine Schutzgebie-
te, insbesondere keine Schutzgebiete mit 
gemeinschaftlicher Bedeutung betroffen, 
die dem Planvorhaben entgegenstehen 
könnten.

Der Verlust einer 2.300 m2 FFH-Lebens-
raumtyp 6510- Wiese wird über eine exter-
ne Kompensationsmaßnahme vollständig 
kompensiert.

Unter Anwendung der festgesetzten Ver-
meidungs- und externen Ausgleichsmaß-
nahme kann davon ausgegangen werden, 
dass umweltschützende Belange durch die 
Planung nicht erheblich negativ beeinträch-
tigt werden.

Auswirkungen auf die Belange von 
Grund und Boden

In der Kommune gibt es einen anhaltenden 
Bedarf nach Wohnraum, welcher mit ca. x 
Wohneinheiten pro Jahr beziffert werden 
kann und die Ausweisung zusätzlicher 
Wohnbauflächen erfordert.

Bei der vorliegenden Planung handelt es 
sich um die Nachverdichtung einer Fläche 
im infrastrukturell erschlossenen Innenbe-
reich. Die Priorisierung der Innenentwicklung 
und die Wiedernutzbarmachung von aufge-
gebenen Flächen sind zentrale Aspekte der 
Bodenschutzklausel (vgl. § 1 Abs. 5 S. 3 
BauGB und § 1a Abs. 2 S. 1 BauGB). Durch 
die vorgesehene Innenentwicklung wird 
perspektivisch die Inanspruchnahme von 
Flächen im Außenbereich verhindert (spar-
samer Umgang mit Grund und Boden gem. 
§ 1a Abs. 2 BauGB). Dies ist ein wichtiger 
Beitrag zur Reduzierung des Flächenver-
brauchs und zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen.

Darüber hinaus trifft der Bebauungsplan 
Festsetzungen zur Begrenzung der Versie-
gelung, um einen schonenden Umgang mit 
Grund und Boden zu gewährleisten und die 
ökologischen Bodenfunktionen zu erhalten, 
soweit wie es mit der Planung vereinbar ist. 

Auswirkungen auf die Belange des 
Hochwasserschutzes / Starkregen

In Anbetracht der klimatischen Veränderun-
gen wird vorsorglich darauf hingewiesen, 
dass Oberflächenabflüsse (aufgrund von 
Starkregenereignissen) einem kontrollierten 
Abfluss zugeführt werden müssen. Den um-
liegenden Anliegern darf kein zusätzliches 
Risiko durch unkontrollierte Überflutungen 
entstehen. Hierfür sind bei der Oberflächen-
planung vorsorglich entsprechende Maß-
nahmen vorzusehen. Besonderer Maßnah-
men zur Abwehr von möglichen Überflutun-
gen sind während der Baudurchführung 
und bis hin zur endgültigen Begrünung und 
Grundstücksgestaltung durch die Grund-
stückseigentümer zu bedenken.

Insofern kann davon ausgegangen werden, 
dass die Belange des Hochwasserschutzes 
und die Intensität von Starkregenereignis-
sen durch die Planung nicht negativ beein-
trächtigt werden.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs und auf die Belange der Ver- 
und Entsorgung

Mit der Realisierung des geplanten Allge-
meinen Wohngebietes wird es zwar zu 
einem Anstieg des Verkehrsaufkommens 
kommen. Dieses ist jedoch lediglich auf den 
Anwohner- und sporadischen Besucherver-
kehr beschränkt. 

Die Kapazitäten des örtlichen Verkehrsnet-
zes der Straße „Mittlerer Pfarracker“ sind 
ausreichend. 

Der ruhende Verkehr wird gebietsintern im 
Plangebiet untergebracht, sodass eine 
nachteilige Beeinträchtigung der Schloss-
straße durch ruhenden Verkehr oder durch 
Parksuchverkehr vermieden wird. Die vor-
handene Situation des ruhenden Verkehrs 
im öffentlichen Raum wird nicht verändert.

Die Belange des Verkehrs werden durch die 
vorliegende Planung nicht erheblich negativ 
beeinträchtigt. Insbesondere der Verkehrs-
fluss der Schlossstraße wird nicht gestört.

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend berücksichtigt. Die not-
wendige Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 
und Anschlusspunkte sind in kurzer Umge-
bung des Plangebietes grundsätzlich vor-
handen. 

Unter Beachtung der Kapazitäten und der 
getroffenen Festsetzungen ist die Ver- und 
Entsorgungsinfrastruktur ordnungsgemäß 
sichergestellt.

Auswirkungen auf Belange des 
Klimas

Im Zuge der Realisierung der vorgesehenen 
Planung kommt es zu neuen Versiegelun-
gen, was voraussichtlich zu einer Verände-
rung des Mikroklimas führen wird. Es han-
delt sich jedoch nicht um ein dicht besiedel-
tes Gebiet, in dem sich derartige Verände-
rungen in erheblicherem Ausmaß auf das 
lokale Klima auswirken könnten.

Eine Wohnnutzung auf den Grundstücken 
bringt zwar einen gewissen Grad an Über-
bauung mit sich, allerdings kann angesichts 
der zu erwartenden privaten Freifläche-/
Hausgartengestaltung von einem geringe-
ren Versiegelungsgrad ausgegangen wer-
den. Abgesehen von potenziell eintretenden 
sehr geringfügigen mikroklimatischen Ver-
änderungen, können erhebliche negative 
Auswirkungen insgesamt ausgeschlossen 
werden.

Aufgrund des überschaubaren Flächenum-
fangs der geplanten Versiegelungen können 
negative Auswirkungen auf die Belange des 
Klimas insgesamt ausgeschlossen werden. 

Auswirkungen auf private Belange

Durch die Planung ergeben sich für die 
Grundstückseigentümer keine erheblich ne-
gativen Folgen. 

Wie die vorangegangenen Ausführungen 
belegen, wird die Nutzbarkeit und der Wert 
der Grundstücke, auch der Grundstücke im 
Umfeld, nicht in einer Art und Weise einge-
schränkt, die dem Einzelnen unzumutbar 
ist. 

Es sind keine nachteiligen Auswirkungen 
auf die angrenzende Nachbarschaft zu er-
warten (alle bauplanungs- und bauord-
nungsrechtlichen Vorgaben werden einge-
halten). Zum einen wird der festgesetzten 
Nutzungsart der Umgebung entsprochen. 
Zum anderen wurden entsprechende Fest-
setzungen getroffen, um das harmonische 
Einfügen in die Wohnbebauung der Umge-
bung zu sichern. 

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.
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Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in die vorliegende 1. Teiländerung des 
Bebauungsplanes eingestellt.

Argumente für die Verabschie­
dung der 1. Teiländerung des 
Bebauungsplanes

•	 Nachverdichtung durch die Entwicklung 
einer innerörtlich gelegenen Potenzial-
fläche

•	 Entwicklung eines bedarfsorientierten, 
nachhaltigen und familienfreundlichen 
Wohngebietes

•	 keine negativen Auswirkungen auf das 
Stadt- und Landschaftsbild, Neubebau-
ung fügt sich harmonisch in die Umge-
bung ein, Störungen und Beeinträchti-
gungen der Planung auf die Umge-
bungsnutzung können ausgeschlossen 
werden; ebenso verhält es sich umge-
kehrt

•	 keine erheblichen, nicht ausgleichbaren 
Auswirkungen auf die Belange des Um-
weltschutzes; bei Beachtung der festge-
setzten Kompensationsmaßnahme 

•	 keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Hochwasserschutzes

•	 keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Verkehrs

•	 keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

•	 keine Auswirkungen auf die Belange 
des Klimaschutzes

•	 keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen die Verabschie­
dung der 1. Teiländerung des 
Bebauungsplanes

Durch das Planvorhaben wird eine ca. 
2.300 m2 große FFH-Lebensraumtyp 6510- 
Wiese überplant. 

In der Teiländerung des Bebauungsplanes 
wird eine geeignete Kompensationsmaß-
nahme festgesetzt, die die vollständige 
Kompensation des aus dem Planvorhaben 
resultierenden FFH-Lebensraumverlustes im 

räumlich-funktionalen Zusammenhang zum 
Eingriffsgebiet sicherstellt.

Fazit

Im Rahmen der 1. Teiländerung des Bebau-
ungsplanes wurden die zu beachtenden Be-
lange in ihrer Gesamtheit untereinander 
und gegeneinander abgewogen. Aufgrund 
der genannten Argumente, die für die Pla-
nung sprechen, kommt die Stadt zu dem Er-
gebnis, dass der Umsetzung der Planung 
nichts entgegensteht.


